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Sehr geehrter Herr Prasident
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir unterbreiten lhnen den Entwurf der Botschaft "Rettungsschirm fiir systemrelevante Listenspitaler;
Spitalgesetz (SpiG); Anderung" fiir die 1. Beratung zur Beschlussfassung und erstatten Ihnen dazu
folgenden Bericht.

Zusammenfassung

Die finanzielle Situation im Schweizer Spitalwesen ist angespannt. Aufgrund der derzeitigen Tarife
und Entwicklungen wird es flr die Spitaler immer schwieriger, positive Jahresabschlisse zu erzielen
oder sogar die gemass allgemein akzeptierter Fachmeinung notwendige EBITDA-Marge von 10 %
zu erreichen, um die fur den langfristigen Betrieb notwendigen Investitionen tragen zu kénnen. Auch
die Listenspitaler mit Standort im Kanton Aargau sind von diesen Entwicklungen betroffen und es be-
steht ein Risiko, dass die finanziellen Probleme bei einzelnen Spitalern so erheblich werden, dass
die Geschaftstatigkeit eingestellt werden muss.

Der Kanton hat gemass § 41 der Verfassung des Kantons Aargau (Kantonsverfassung, KV) vom

25. Juni 1980 einen verfassungsmassigen Gesundheitsversorgungsauftrag. Sollten zukinftig sys-
temrelevante Spitaler mit Standort im Kanton Aargau ihre Geschaftstatigkeit aufgeben missen, ware
die Erfiillung dieses verfassungsmassigen Auftrags nicht mehr sichergestellt. Im Rahmen einer An-
derung des Spitalgesetzes (SpiG) vom 25. Februar 2003 sollen darum die einheitlichen, umfassen-
den und transparenten rechtlichen Grundlagen fur einen Rettungsschirm geschaffen werden. Dieser
soll den Regierungsrat verpflichten, Spitaler mit Finanzhilfen umgehend zu retten, sofern ansonsten
der verfassungsmassige Gesundheitsversorgungsauftrag nicht mehr sichergestellt werden kénnte.

Die Finanzhilfen sollen dabei nur an Listenspitaler mit Standort im Kanton Aargau geleistet werden
dirfen. Als Finanzhilfen kommen Blrgschaften, Garantien, Darlehen im Verwaltungsvermdgen, Akti-
enkapitalerh6hungen bei den kantonseigenen Spitalaktiengesellschaften und nicht riickzahlbare Bei-
trage infrage. Weiter durfen die Finanzhilfen nur an systemrelevante Spitaler und subsidiar — das
heisst, wenn alle tbrigen Mittel zur Rettung vollstandig ausgeschopft wurden — geleistet werden.

Die gesetzlichen Grundlagen des Rettungsschirms werden so ausgestaltet, dass ein systemrelevan-
tes Listenspital mit Standort im Kanton Aargau zwingend gerettet werden muss, wenn die gesetzlich
verankerten Voraussetzungen erfillt sind. Es ist deshalb zweckmassig, wenn die Kompetenz zur Ge-
wahrung von Finanzhilfen dem Regierungsrat zugeteilt wird, weil die Umsetzung rein technischer Na-
tur ist.

Die Gewahrung einer Finanzhilfe kdnnte allenfalls eine Hoherverschuldung des Kantons notwendig
machen. Ein solcher Hoherverschuldungsbeschluss untersteht dem fakultativen Referendum. Weil in
einem dringenden Fall der Ablauf der Referendumsfrist vor der Gewahrung einer Finanzhilfe nicht
abgewartet werden kann, soll bereits mit dem Beschluss der Anderung auch ein Héherverschul-
dungsbeschluss gefallt werden. Der Regierungsrat wird dem Grossen Rat mit der Botschaft zur zwei-
ten Beratung einen separaten Antrag hierzu vorlegen.

Vom 5. Dezember 2025 bis am 13. Marz 2026 hat die Anhérung zur beantragten Schaffung von
rechtlichen Grundlagen fir einen Rettungsschirm fir systemrelevante Listenspitaler mit Standort im
Kanton Aargau stattgefunden. Insgesamt haben die Teilnehmenden 42 Stellungnahmen eingereicht.
Die Anhorung zeigte eine breite Unterstiitzung fiir die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage fiir
einen Rettungsschirm und den vorgesehenen Instrumentenmix. Auf die Frage, ob systemrelevanten
Listenspitalern mit Standort im Kanton Aargau Finanzhilfen gewahrt werden sollen, antworteten (ge-
wichtet nach ihren Sitzanteilen im Grossen Rat) 89 % der politischen Parteien mit ja und eher ja und
11 % mit eher nein und nein; 82 % der anderen Kategorien antworteten mit ja und eher ja, 15 % mit
eher nein und nein und 3 % machten keine Angabe. Die Frage zum vorgesehenen Instrumentenmix
wurde sowohl von den politischen Parteien als auch von den anderen Kategorien grossmehrheitlich
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positiv beantwortet. Kritischer dusserten sich die Anhérungsteilnehmenden zur vorgesehenen Kom-
petenz des Regierungsrats zur Gewahrung und zur Dotierung des Rettungsschirms und dem damit
verbundenen Hoherverschuldungsbeschluss durch den Grossen Rat. Auf die Frage, ob der Regie-
rungsrat dafiir zustandig sein soll, Uber die Gewahrung von Finanzhilfen an systemrelevante Listen-
spitaler mit Standort im Kanton Aargau zu entscheiden, antworteten (gewichtet) 84 % der politischen
Parteien mit nein und eher nein und 16 % mit eher ja und ja; 41 % der anderen Kategorien antworte-
ten mit nein und eher nein, 53 % mit eher ja und ja und 6 % machte keine Angabe. Zur Dotierung
des Rettungsschirms und dem damit verbundenen Héherverschuldungsbeschluss antworteten 63 %
der politischen Parteien mit nein und 37 % mit eher ja; 73 % der anderen Kategorien antworteten mit
ja und eher ja, 21 % mit eher nein und nein und 6 % machten keine Angabe. Der Regierungsrat hat
die kritischen Stimmen ernst genommen und wo mdglich und sinnvoll Anpassungen vorgenommen.
Er halt aber an der vorgesehenen Kompetenzverteilung fest, weil er Uberzeugt ist, dass ein Ret-
tungsschirm nur unter diesen Bedingungen ein effizientes Mittel ist, um Spitaler im Bedarfsfall und
bei allenfalls bestehender hoher zeitlicher Dringlichkeit retten und so den verfassungsmassigen Ge-
sundheitsversorgungsauftrag dauerhaft erfillen zu kénnen. Im Sinne eines zusatzlichen Kontrollme-
chanismus schlagt der Regierungsrat neu eine (zwingende) Konsultation der Finanzkontrolldelega-
tion (FKD) als zusatzliche Voraussetzung fir die Gewahrung von Finanzhilfen an systemrelevante
Listenspitaler vor.

1. Ausgangslage

1.1 Einleitung

Die finanzielle Situation der Spitaler in der Schweiz sowie im Kanton Aargau hat sich in den letzten
Jahren deutlich verschlechtert (vgl. die nachfolgend aufgefiihrten Griinde in Kapitel 1.2). Bekanntlich
hat sich auch im Kanton Aargau bezlglich der Kantonsspital Aarau AG (KSA), die sich als gemein-
nutzige Aktiengesellschaft zu 100 % im Eigentum des Kantons befindet, eine finanzielle Sanierung
als unumganglich erwiesen. Aus diesem Grund hat der Grosse Rat des Kantons Aargau gestutzt auf
den kantonalen Gesundheitsversorgungsauftrag gemass § 41 der Verfassung des Kantons Aargau
(Kantonsverfassung, KV) vom 25. Juni 1980 und gemass § 45 des Gesetzes uber die wirkungsorien-
tierte Steuerung von Aufgaben und Finanzen (GAF) vom 5. Juni 2021 (Pflicht des Regierungsrats
zum Schutz des Vermoégens des Kantons) mit Beschluss vom 16. Mai 2023 (GRB Nr. 2023-0897)
einen Finanzhilfebeitrag in Form einer einmaligen Ausgabe Uber 240 Millionen Franken an das KSA
bewilligt. Ein Referendum gegen diesen Entscheid wurde nicht ergriffen.

Derzeit bestehen keine weitere oder konkrete gesetzliche Regelungen, welche die Voraussetzungen,
Formen und Modalitaten der finanziellen Unterstiitzung von systemrelevanten Spitélern im Kanton
Aargau im Bedarfsfall regeln. Mit der vorliegenden Anderung des Spitalgesetzes (SpiG) vom

25. Februar 2003 sollen in Berticksichtigung der finanziell angespannten Situation im Spitalwesen
und mit Blick auf mdgliche kiinftige Entwicklungen vorsorglich entsprechende Rechtsgrundlagen fiir
einen Rettungsschirm fir systemrelevante Listenspitaler geschaffen werden. Dies soll es den zustan-
digen Behorden erméglichen, im Bedarfsfall ein systemrelevantes Spital mit Standort im Kanton Aar-
gau, bei dem die Weiterfiihrung der Geschaftstatigkeit aufgrund finanzieller Probleme bedroht ist,
durch entsprechende Massnahmen finanziell zu unterstiitzen und so die medizinische Versorgung
gemass Verfassungsauftrag zu gewahrleisten.

1.2 Finanzielle Situation im Schweizer Spitalwesen

Wie bereits einleitend erwahnt, ist die finanzielle Situation im Schweizer Spitalwesen angespannt. In
den vergangenen Jahren haben die Teuerung im Nachgang der Covid-19-Pandemie sowie der Fach-
kraftemangel zu einem deutlichen Wachstum der Lohn-, Bau-, Energie- und Materialkosten gefiihrt
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und haben auch bei bis dahin solide wirtschaftende Spitaler finanzielle Probleme zutage treten las-
sen. Die Problematik hat sich unterdessen etwas entscharft, konnte sich bei entsprechenden Ent-
wicklungen der Teuerung, gerade in Anbetracht der derzeitigen weltpolitischen Lage, aber jederzeit
wieder akzentuieren, weil ein Kostenwachstum in Verbindung mit den systembedingt nur verzégert
und in zu geringem Ausmass ansteigenden Tarifen zu erheblichen Ergebnisverschlechterungen
fahrt, welche die Spitaler auch mit Effizienz- und Sanierungsmassnahmen nur teilweise ausgleichen
kénnen.

Zusatzlich verscharft wird diese Entwicklung durch die weiterhin anhaltende Verschiebung von statio-
naren hin zu ambulanten Leistungen, die eine noch starkere Unterfinanzierung fur die Spitaler zur
Folge haben. Gemass einer Auswertung der KPMG AG (KPMG) mussten im Jahr 2024 mehr als die
Halfte der insgesamt 50 stichprobeweise betrachteten Schweizer Spitaler, Rehabilitationskliniken
und psychiatrischen Kliniken nach Abzug der Abschreibungen ein negatives Betriebsergebnis (Stufe
EBIT") verbuchen.? Dies kommt einer leichten Entspannung gegenliber dem Vorjahr gleich, wo rund
zwei Drittel von insgesamt 48 betrachteten Schweizer Spitalern, Rehabilitationskliniken und psychiat-
rischen Kliniken im Jahr 2023 einen Verlust auf Stufe Unternehmensergebnis verbuchen mussten?.
Die durchschnittliche EBITDA-Marge* bei den betrachteten Institutionen lag gemass derselben Aus-
wertung im Jahr 2024 bei 3,4 %, was einer Verbesserung des Werts gegenitber dem Jahr 2023 ent-
spricht, wo die durchschnittliche EBITDA-Marge noch bei 1,8 % lag. Eine vergleichbare Analyse der
PricewaterhouseCoopers AG (PwC) errechnete flir eine Stichprobe von 44 Schweizer Akutspitalern
fir das Jahr 2024 eine leicht héhere durchschnittliche EBITDA-Marge von 3,7 % (gegenuiber 2,6 %
im Jahr 2023). Die durchschnittlichen EBIT- und Reingewinnmargen lagen im Jahr 2024 auf neutra-
lem Niveau gegenlber negativen Margen im Jahr 2023 (siehe Abbildung 1)%. Vergleichbare Analy-
sen fir das Jahr 2025 stehen zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Botschaft noch nicht zur Verfi-

gung.

Abbildung 1: Durchschnittliche EBITDAR - und EBITDA-Margen Akutspitaler; Stichprobe von 44 Schweizer Akutspitélern

Historische EBITDAR- und EBITDA-Margen Historische EBIT- und Reingewinn-Margen
3.7% (0,0) %
200« TN : 2024
45% 0,0%
26% a.4%) |
oozz TN : 2023
3,6% (1,3 %)
2002 I - 5 % 2022 | 0.0%
58% 0,7 %
2001 I 40 % 2021 I o7 %
71% 11%
xozo I :: % oz (1%
5,0% (1,1 %)
Marge in % des Gesamtumsatz Marge in % des Gesamtumsatz
= EBITDA EBITDAR * Reingewinn EBIT

Quelle: PwC, Schweizer Spitéler: So gesund waren die Finanzen 2024, August 2025

1 Die EBIT-Marge widerspiegelt den operativen Gewinn im Verhéltnis zum Umsatz eines Unternehmens. Grundsatzlich wird eine hohe EBIT-
Marge angestrebt.

2 KPMG AG, Clarity on Healthcare 2025 — Schweizer Spitéler und Kliniken: Momentaufnahme 2025 und Ausblick 2026, Juli 2025, abgerufen am
13. August 2025 unter www.kpmg.com > Branchen > Gesundheitswesen > Clarity on Healthcare.

3 KPMG AG, Clarity on Healthcare 2024 - Schweizer Spitaler und Kliniken: Momentaufnahme 2024 und Ausblick 2025, Juli 2024, abgerufen am
10. April 2025 unter www.kpmg.com > Branchen > Gesundheitswesen > Clarity on Healthcare.

4 Die EBITDA-Marge widerspiegelt den Gewinn vor Zinsen, Steuern, Abschreibungen auf Sachanlagen und Abschreibungen auf immaterielle
Vermoégensgegenstande im Verhaltnis zum Umsatz eines Unternehmens. Grundsatzlich wird eine hohe EBITDA-Marge angestrebt.

5 PricewaterhouseCoopers AG, Schweizer Spitéler: So gesund waren die Finanzen 2024, August 2025, abgerufen am 5. September 2025 unter

www.pwc.ch > Insights > Gesundheit: n > Schweizer Spitdler: So gesund waren die Finanzen 2024.
6 PricewaterhouseCoopers AG, Schweizer Spitéler: So gesund waren die Finanzen 2023, 4. August 2024, abgerufen am 10. April 2025 unter
www.pwc.ch > Insights > Gesundheit: n > Schweizer Spitdler: So gesund waren die Finanzen 2023.
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Diese Beobachtungen lassen die Vermutung zu, dass selbst unter den Spitalern, die in den Jahren
2023 und 2024 ein positives Unternehmensergebnis erzielen konnten, die wenigsten eine EBITDA-
Marge von 10 % oder mehr erreicht haben. Gemass einer allgemein akzeptierten Fachmeinung gel-
ten Akutspitaler erst ab einer EBITDA-Marge von mindestens 10 % als in der Lage, die fur ihren
langfristigen Betrieb notwendigen Investitionen selbst zu tragen’. Geméss Schéatzung von KPMG be-
stand im Jahr 2023 gesamtschweizerisch eine Differenz von jahrlich rund 3 Milliarden Franken zwi-
schen dieser Zielgrosse und der Summe der von allen Spitélern tatsachlich erwirtschafteten EBITDA.
Die fur die absehbare Zukunft erwartbaren, tiefen Margen fiihren darlber hinaus bei einigen Spita-
lern zu hohen einmaligen Wertberichtigungen (Impairments), die das Eigenkapital belasten.

Im Kanton Zrich hat die GZO AG8 im Friihling 2024 den Kanton um eine Finanzhilfe in der Hohe
von 180 Millionen Franken in Form eines Darlehens oder einer Blrgschaft ersucht, weil sie ihre
Schulden nicht eigenstandig refinanzieren konnte. Der Regierungsrat des Kantons Zirich hat dieses
Gesuch mit der Begriindung abgelehnt, dass das Spital Wetzikon fiir die medizinische Versorgung
der Bevdlkerung im Kanton Zurich "nicht unverzichtbar" sei, wie dies gemass § 20 Abs. 1 des Spital-
planungs- und -finanzierungsgesetzes (SPFG) vom 2. Mai 2011 eine Voraussetzung ware, damit der
Kanton Massnahmen ergreifen dirfte. Dieser Umstand fiihrte in der Folge bei den Fremdkapitalge-
bern rasch zu deutlich mehr Zurlickhaltung bei der Gewahrung von Fremdkapital an Spitéler, was
sich fur die Spitaler schweizweit in steigenden Zinskosten und einer erschwerten Aufnahme von Li-
quiditat niederschlug. Ein Gesuch der GZO AG (Akutspital in Wetzikon) um Gewahrung einer grund-
pfandgesicherten Garantie tber 50 Millionen Franken, um am Kapitalmarkt Gelder fur die Fertigstel-
lung des Spitalneubaus zu marktiblichen Konditionen aufnehmen zu kénnen, hat der Regierungsrat
des Kantons Zurich an seiner Sitzung vom 18. Marz 2026 ebenfalls abgelehnt. Dies im Wesentlichen
mit der Begriindung, der Neubau sei fiir die Spitalversorgung beziehungsweise fir die Erfillung des
Leistungsauftrags nicht notwendig.®

Die schlechte Finanzlage verschiedener Spitaler hat mehrere Kantone dazu veranlasst, im jeweiligen
Kantonsgebiet befindliche Spitaler mit Liquiditatshilfen oder Subventionen (nicht riickzahlbare Bei-
trage) zu unterstiitzen oder eine solche Unterstiitzung vorzubereiten (darunter die Kantone Bern, Zi-
rich, Basel-Stadt, St. Gallen, Freiburg und Graubtinden). In manchen Kantonen und Stadten werden
zudem die Defizite der staatlichen Spitaler automatisch ausfinanziert, sofern sie Teil der 6ffentlichen
Verwaltung sind, wie beispielsweise in der Stadt Zurich.

KPMG schatzte die kumulierten Defizite der verlustschreibenden Leistungserbringer der Schweizer
Spitallandschaft fiir das Jahr 2024 auf bis zu 750 Millionen Franken.'® Dies ist vor allem darauf zu-
rickzuflhren, dass das Kostenwachstum hoher ausfiel als das Ertragswachstum. Insbesondere der
Personalaufwand steigt bei den allermeisten Spitalern seit einigen Jahren starker als der Ertrag. Dies
ist im Wesentlichen auf den anhaltenden Fachkraftemangel und den damit einhergehenden Einsatz
von temporaren Arbeitskraften, die allgemein steigenden Personalkosten sowie auf die Anspriiche
auf Lohnerhéhungen — insbesondere im Bereich der Pflege — zurlickzufihren. Zudem verschlechtern
die nicht kostendeckenden Tarife die Unternehmensresultate bei steigendem Umsatz. Wie bereits
ausgefuhrt, Uberraschen diese Ergebnisse nicht. Sie sind Teil einer bereits seit Jahren bestehenden
Entwicklung.

7 Aufgrund der von den Spitalern lange vernachlassigten und zunehmend dringenden Investitionen in die Digitalisierung gehen sowohl PwC als
auch KPMG davon aus, dass kinftig sogar eine EBITDA-Marge von deutlich tiber 10 % nétig sein wird, um die notwendigen Investitionen zu
finanzieren. Zudem hat sich seit Inkrafttreten der neuen Spitalfinanzierung aufgrund der tendenziell zu tiefen Margen auch in anderen Bereichen
zusatzlicher Investitionsbedarf aufgestaut.

8 Ehemals "Gesundheitszentrum Ziircher Oberland" (Spital Wetzikon).

9 Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates des Kantons Zirich, Sitzung vom 18. Marz 2026, abgerufen am 14. April 2026 unter
www.zh.ch > Politik & Staat > Gesetze & Beschlisse > Beschliisse des Regierungsrats > Suche > RRB-2026-0302.

10 KPMG AG, Clarity on Healthcare 2025 — Schweizer Spitéler und Kliniken: Momentaufnahme 2025 und Ausblick 2026, Juli 2025, abgerufen
am 22. September 2025 unter www.kpmg.com > Branchen > Gesundheitswesen > Clarity on Healthcare.
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Es ist zu erwarten, dass sich an der angespannten finanziellen Lage der Spitaler in der Schweiz
kurzfristig nichts andert. Es besteht darum eine betrachtliche Wahrscheinlichkeit, dass ohne struktu-
relle Verbesserungen der Rahmenbedingungen auch in Zukunft systemrelevante Spitéler in finanzi-
elle Schieflage und damit in Existenznot geraten werden.

1.3 Finanzielle Situation der kantonseigenen Spitaler

Die gesamtschweizerische Entwicklung betrifft auch die Spitéler im Kanton Aargau. Das KSA musste
im Jahr 2023 eine Wertberichtigung in der Héhe von 240 Millionen Franken verbuchen. Ohne die
vom Grossen Rat am 16. Mai 2023 beschlossene Finanzhilfe in der Hohe von ebenfalls 240 Millio-
nen Franken (GRB Nr. 2023-0897) ware ein Konkurs des KSA die Folge gewesen. Die in der Folge
eingeleiteten Sanierungsmassnahmen zeigen erste Erfolge. Im Geschaftsjahr 2024 konnte das KSA
eine deutliche Ergebnisverbesserung erzielen. Der hohe Unternehmensgewinn auf Stufe Einzelab-
schluss von 29,6 Millionen Franken lag hauptsachlich im Verkauf der Aktien an der Spital Zofingen
AG (SZAG) an die Swiss Medical Network Holding SA (SMN) im Dezember 2024 begriindet. Ohne
den Ergebnisbeitrag aus dieser Transaktion erzielte das KSA dennoch einen Gewinn aus dem ope-
rativen Betrieb von Uber 8 Millionen Franken. Die EBITDA-Marge stieg auf 6,0 % (Vorjahr: 4,6 %)
und erflllte damit erstmals die kurzfristige Zielsetzung gemass Eigentimerstrategie (EBITDA-Marge
= 6 % bis zum Bezug des Neubaus). Im Geschaftsjahr 2025 gelang dem KSA eine erneute Steige-
rung der EBITDA-Marge auf 8,2 % mit einem Jahresgewinn von rund 24,0 Millionen Franken. Die
langfristige Zielsetzung einer EBITDA-Marge von mindestens 10 % verfehlt das KSA jedoch weiter-
hin deutlich. Die Eigenkapitalquote des KSA sank im Jahr 2025 aufgrund der zusatzlichen Kapitalauf-
nahme zur Finanzierung des Neubaus "Dreiklang" auf 26,5 % (2023: 34,1 %, 2024: 30,8 %).

Die EBITDA-Marge der Kantonsspital Baden AG (KSB) sank im Jahr 2024 auf 3,1 % (Vorjahr: 5,1 %)
und lag damit weit unter der Zielsetzung von mindestens 10 % gemass Eigentiumerstrategie. Haupt-
grund fur die Verschlechterung war eine Zunahme der Sach- und Personalkosten im Zusammen-
hang mit dem Bezug des Neubaus "Agnes" sowie ein starkes Umsatzwachstum im unterfinanzierten
ambulanten Bereich. Das KSB musste flir das Geschéftsjahr einen Verlust von 9,2 Millionen Franken
vermelden. Im Geschaftsjahr 2025 stieg der Unternehmensverlust hauptsachlich wegen der Aktivie-
rung des Neubaus in der Bilanz des KSB noch weiter auf rund 21,5 Millionen Franken an. Die E-
BITDA-Marge lag mit 6,2 % weiterhin deutlich unter dem Zielwert von mindestens 10 %. Aufgrund
dieser Unternehmensergebnisse sowie im Zug einer weiteren Fremdkapitalaufnahme zur Finanzie-
rung des Neubaus sank die Eigenkapitalquote per 31. Dezember 2025 auf 29,2 % (2023: 34,4 %,
2024: 30,0 %). Mit der Aktivierung des Neubaus in der Bilanz und der sich daraus ergebenden Pflicht
zur Abschreibung des Neubaus in der Erfolgsrechnung wird das KSB auch in den kommenden Jah-
ren negative Unternehmensergebnisse erzielen, die die Eigenkapitalbasis weiter schmalern werden.

Die Psychiatrische Dienste Aargau AG (PDAG) erreichte im Jahr 2024 ein Ergebnis von 5,2 Millionen
Franken Gewinn (Vorjahr: 5,9 Millionen Franken). Aufgrund des anhaltenden Kostenwachstums und
der teilweise nicht kostendeckenden Tarife sank jedoch die EBITDA-Marge auf 7,9 % (Vorjahr: 8,2
%). Damit verfehlte die PDAG erstmals die Vorgabe einer EBITDA-Marge von mindestens 8,0 % ge-
mass Eigentimerstrategie. Im Geschaftsjahr 2025 zeigte die PDAG ein deutlich besseres Ergebnis
mit einer EBITDA-Marge von 9,4 % und einem Unternehmensgewinn von rund 9,2 Millionen Fran-
ken. Ob die PDAG das Eigentimerziel in den kommenden Jahren erreichen kann, ist aufgrund von
Teuerungsrisiken, anhaltendem Fachkraftemangel und notwendiger Investitionen derzeit nicht klar.

Sollte sich die beschriebene finanzielle Situation nicht nachhaltig verbessern, sind weitere Wertbe-
richtigungen wie jene fiir das KSA im Jahr 2023 fir alle drei kantonalen Spitalgesellschaften méglich.
Sollte aufgrund von solchen Wertberichtigungen (oder aufgrund anderweitig verursachter, fortgesetz-
ter negativer Unternehmensergebnisse) das bilanzielle Eigenkapital eines Kantonsspitals langfristig
unter den nominalen Wert fallen, den der Kanton in seiner Bilanz als Beteiligungswert ausweist,
droht auch dem Kanton in der Folge in seiner eigenen Bilanz eine Wertberichtigung. Eine solche
wirde die Jahresrechnung des Kantons im betroffenen Rechnungsjahr ergebniswirksam belasten.
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Je nach finanzieller Lage der Spitaler sowie der generellen Entwicklungen in der Spitallandschaft
koénnen sich die Moglichkeiten zur Kapitalbeschaffung auf dem Kapitalmarkt rasch verandern. So hat
beispielsweise der ablehnende Beschluss des Regierungsrats des Kantons Zirich bezlglich einer
Finanzhilfe an die GZO AG aufgrund der Einschatzung, das Spital sei "nicht unverzichtbar", dazu ge-
fahrt, dass bei den Fremdkapitalgebern mehr Zurlickhaltung bei der Gewahrung von Fremdkapital an
Spitaler besteht. Dies hat auch die Finanzierungskosten der Kantonsspitaler, denen eine implizite
Staatsgarantie zugesprochen wird, aufgrund merklich schlechterer Konditionen erhéht. In den kom-
menden Jahren missen die Kantonsspitaler ihnre hohen Fremdkapitalbestdnde sukzessive refinan-
zieren. Ungentigende Margen und eine hohe Verschuldung wirken sich nachteilig auf den Zugang
zum Kapitalmarkt und die Finanzierungskosten aus. Bis heute konnten die Kantonsspitaler alle néti-
gen Finanzierungen aus eigener Hand und ohne Unterstitzung des Eigentimers zu guten Konditio-
nen bewerkstelligen. Ob dies auch in der Zukunft so bleiben wird, ist ungewiss.

Exemplarisch Iasst sich die Problematik der teilweise erschwerten Kapitalbeschaffung am Beispiel
der SZAG aufzeigen. Im Rahmen der Beantwortung der (24.436) Interpellation der SP-Fraktion
(Sprecher Michael Wacker, Zofingen) vom 17. Dezember 2024 betreffend Verkauf der Spital Zofin-
gen AG (SZAG) an das private Gesundheitsunternehmen Swiss Medical Network SA (SMN) hat der
Regierungsrat festgehalten, dass der SZAG damals aus einer Ubergeordneten kantonalen Versor-
gungssicht keine Systemrelevanz zukam. Am Beispiel der SZAG lasst sich aber aufzeigen, dass sich
schwelende finanzielle Probleme von Spitalern in Kombination mit einer plétzlich erschwerten
Fremdkapitalaufnahme innert kirzester Zeit zu einer existenzbedrohenden Liquiditatskrise entwi-
ckeln kénnen. Die SZAG kampfte bereits vor der Ubernahme durch das KSA im Jahr 2011 mit finan-
ziellen Problemen. Deren finanzielle Lage verschlechterte sich seit der Ubernahme durch das KSA
im Jahr 2011 massiv. Die Finanzierung ihrer Investitionen und auch des Betriebs aus eigener Kraft
war fur die SZAG nicht méglich. Der Umstand, dass sich die Bedingungen auf den Finanzmarkten
nach dem Einleiten der Nachlassstundung der GZO AG im Frihling 2024 verschlechterten und die
Refinanzierung von Gesundheitseinrichtungen auf dem Finanzmarkt nicht mehr gewahrleistet war,
hat die Verschlechterung der finanziellen Lage der SZAG beschleunigt. So konnte die SZAG einen
im Herbst 2024 falligen Kredit in der Hohe eines tiefen zweistelligen Millionenbetrags sowie andere
Verbindlichkeiten nicht refinanzieren. Eine Querfinanzierung der Investitionen oder der Defizite durch
das KSA ware wiederum fiir dieses finanziell nicht tragbar gewesen. Das KSA selbst hatte im Jahr
2023 vom Kanton eine Finanzhilfe in der Héhe von 240 Millionen Franken erhalten und ware nicht in
der Lage gewesen, die SZAG zu tragen. Ohne den Verkauf am 12. Dezember 2024 hatte der SZAG
innerhalb von drei Monaten ein Konkurs zufolge mangelnder Liquiditat gedroht.

1.4 Finanzielle Situation der anderen Spitéaler mit Standort im Kanton Aargau

Die Ubrigen (nicht kantonseigenen) Spitaler mit Standort im Kanton Aargau sind mit denselben Her-
ausforderungen konfrontiert, mit denen auch die anderen Spitaler in der Schweiz zu kdmpfen haben
(siehe Kapitel 1.2). Allgemeine Aussagen lassen sich kaum machen, weil die gréssten Herausforde-
rungen von den betrieblichen Eigenheiten wie Standort, personelle Struktur, Leistungsangebot, Ver-
haltnis von ambulanten zu stationaren Eingriffen, infrastrukturellen Gegebenheiten, vereinbarten Ta-
rifen und dergleichen abhangen und diese wiederum einen direkten Einfluss auf die vergangene,
derzeitige und zukiinftige finanzielle Situation der Spitaler haben.

In Anbetracht der unterschiedlichen Herausforderungen ist es nur wenig verwunderlich, dass auch
die finanzielle Situation der Spitaler unterschiedlich ist. So hat die Asana Spital Leuggern AG im Jahr
2024 beispielsweise einen Verlust von 0,88 Millionen Franken erwirtschaftet bei einer EBITDA-Marge
von 1,0 % (gegentber einem Verlust von 2,1 Millionen Franken im Jahr 2023); die Asana Spital
Menziken AG hingegen hat im Jahr 2024 einen Verlust von 3,7 Millionen Franken erlitten bei einer
EBITDA-Marge von 6,3 % (gegenuber einem Verlust von 2,5 Millionen Franken im Jahr 2023). Die
Jahresberichte 2025 der Asana Spital Menziken AG und der Asana Spital Leuggern AG sind zum
Zeitpunkt der Erstellung dieser Botschaft noch nicht verfliigbar. Die am 24. Juni 2026 von der Asana
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Spital Menziken AG (Spital Menziken) kommunizierte Schliessung des Akutspitals hat gezeigt, dass
die Spitaler im Kanton Aargau weiterhin mit teilweise erheblichen finanziellen Herausforderungen
konfrontiert sind. Das Spital Menziken hat dabei kein Gesuch um eine Finanzhilfe des Kantons ge-
stellt, dies vor dem Hintergrund eines geringen Marktanteils. Im Spital Menziken wurden im Jahr
2025 nur rund 2'600 von fast 94'000 Aargauer stationaren Fallen behandelt. Die Gesundheitszent-
rum Fricktal AG schloss das Geschaftsjahr 2025 mit einem knappen Jahresgewinn von 0,12 Millio-
nen Franken ab (2024: Gewinn von 0,73 Millionen Franken, 2023: Verlust von 5,66 Millionen Fran-
ken), dies bei einer EBITDA-Marge von 4,8 % (2024: 5,6 %, 2023: 2,0 %). Das Spital Muri schloss
das Geschéftsjahr 2025 mit einem Gewinn von 2,10 Millionen Franken (2024: Gewinn von 1,71 Milli-
onen Franken, 2023: Verlust von 1,62 Millionen Franken) bei einer EBITDA-Marge von 6,9 % ab
(2024: 7,3 %, 2023: 5,0 %)."

1.5 Formen finanzieller Probleme bei Spitalern

Finanzprobleme kénnen in verschiedenen Formen auftreten und unterschiedliche Aspekte des finan-
ziellen Zustands eines Spitals betreffen. So lassen sich insbesondere folgende Formen von Finanz-
problemen unterscheiden:

a) Liquiditatsprobleme

Liquiditat bezieht sich auf die Fahigkeit eines Spitals, seine kurzfristigen Verbindlichkeiten zu beglei-
chen, das heisst, genigend fllissige Mittel (zum Beispiel Bargeld oder leicht liquidierbare Vermo-
genswerte) zur Verfligung zu haben. Liquiditatsprobleme kénnen durch unzureichende Einnahmen
(Rentabilitat), zu hohe oder ungeplante Ausgaben oder Investitionen, verspatete Zahlungen von Kun-
den oder ineffizientes Forderungsmanagement entstehen. Eine Insolvenz aufgrund mangelnder
Liquiditat kann selbst dann auftreten, wenn ein Unternehmen grundsatzlich Uber eine solide Bilanz
ohne Uberschuldung verfiigt. Ein Mangel an Liquiditét kann dazu fiihren, dass das Spital seine lau-
fenden Ausgaben wie Léhne oder Lieferantenrechnungen nicht (fristgerecht) bezahlen kann, was im
schlimmsten Fall zu einer Insolvenz fuhren kann.

b) Fremdkapitalprobleme

Fremdkapitalprobleme bedeuten Schwierigkeiten bei der Finanzierung mittels Schulden durch die
Aufnahme und Riickzahlung von Krediten und Anleihen. Probleme kénnen entstehen, wenn das Spi-
tal hohe Schulden hat, die es nicht mehr bedienen kann, oder wenn es Schwierigkeiten hat, neue
Kredite zu erhalten. Hinzu kommt der Zeitdruck, der insbesondere bei Kotierung von Anleihen entste-
hen kann. Zusatzlich kbnnen hohe Zinszahlungen die Rentabilitat des Unternehmens belasten, und
eine Ubermassige Verschuldung kann das Risiko von Zahlungsausfallen erhéhen.

c) Eigenkapitalprobleme

Eigenkapitalprobleme betreffen das Kapital, das den Eigentiimern des Unternehmens gehort, und
kénnen Probleme bei der Beschaffung von Eigenkapital oder eine unzureichende Eigenkapitalbasis
einschliessen. Ursachen kénnen unter anderem wiederholte Verluste oder hohe Wertberichtigungen,
beispielsweise infolge eines Impairments oder Ausfallen von Krediten an Beteiligungen sein. Ein
niedriges Eigenkapital kann die finanzielle Stabilitat und Kreditwirdigkeit des Unternehmens beein-
trachtigen und seine Fahigkeit zur Finanzierung von Investitionen einschranken.

Hinzu kommt, dass der Verwaltungsrat gemass Art. 725a des Bundesgesetzes betreffend die Ergan-
zung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (Funfter Teil: Obligationenrecht) vom 30. Marz 1911
(nachfolgend: OR) Massnahmen zur Beseitigung des Kapitalverlusts zu ergreifen hat, sobald die
letzte Jahresrechnung zeigt, dass die Aktiven abziglich der Verbindlichkeiten die Halfte der Summe

1 Quelle: Online abrufbare Jahresergebnisse der Regionalspitéler, Stand 26. Mai 2026.
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aus Aktienkapital, nicht an die Aktionare zurtickzahlbaren gesetzlichen Kapitalreserven und gesetzli-
chen Gewinnreserven nicht mehr deckt.

d) Rentabilititsprobleme

Rentabilitat misst die Fahigkeit eines Unternehmens, Gewinne im Verhaltnis zu seinem Umsatz, Ka-
pital oder Eigenkapital zu erzielen. Rentabilitdtsprobleme treten auf, wenn ein Spital im Verhaltnis zu
seinem Umsatz, dem Kapital oder Eigenkapital nicht gentigend Gewinne erwirtschaftet. Diese Prob-
leme kdnnen aus niedrigen Umsatzen, hohen Kosten, ineffizientem Betrieb, starker Konkurrenz oder
unzureichender Preissetzung resultieren. Geringe Rentabilitdt kann die finanzielle Gesundheit des
Spitals langfristig geféhrden und die Fahigkeit zur Rickzahlung von Schulden sowie zur Finanzie-
rung von Investitionen beeintrachtigen.

Insgesamt sind diese vier Formen von Finanzproblemen miteinander verknlpft. Ein Liquiditatsprob-
lem kann beispielsweise durch hohe Schulden verscharft werden, und geringe Rentabilitat kann zu
Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Eigenkapital fihren. Im Rahmen dieser Gesetzesanderung
wird von "erheblichen finanziellen Problemen, welche die Weiterfihrung der Geschaftstatigkeit ernst-
haft bedrohen" gesprochen, um die mdglichen Finanzprobleme der Spitdler umfassend zu umschrei-
ben.

Die im Rahmen der vorliegenden Gesetzesanderung vorgeschlagenen Finanzhilfen kénnten vorwie-
gend die Liquiditats-, Fremd- und Eigenkapitalprobleme eines Spitals lindern.

1.6 Beschrénkte Einflussmoglichkeiten des Kantons zur Verhinderung finanzieller Probleme
1.6.1 Tarife

Gemass den Bestimmungen von Art. 43 ff. des Bundesgesetzes Uber die Krankenversicherung
(KVG) vom 18. Marz 1994 im Jahr 2012 werden die Tarife fir die von den Spitalern zu erbringenden
Leistungen sowohl im stationaren Bereich (Baserate) als auch im ambulanten Bereich (Taxpunkt-
wert) zwischen den Spitalern und den Versicherern verhandelt. Der Kanton (Departement Gesund-
heit und Soziales) genehmigt den zwischen einem Spital und den Versicherern verhandelten Tarif.
Im Fall einer Nicht-Einigung setzt der Regierungsrat einen Arbeitstarif fest, bis der Regierungsrat den
Tarif im Rahmen eines Festsetzungsverfahrens festgelegt hat.

Die Méglichkeiten zur Einflussnahme durch den Kanton auf die Héhe der Tarife sind aufgrund der
bundesrechtlichen Grundlagen und der dazu ergangenen Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts gering. Insbesondere existiert eine fundierte Praxis zur Ermittlung der Tarife, an die sich alle
Kantone zu halten haben. Eine Sanierung der Listenspitaler mit Standort im Kanton Aargau tber die
Tarife ist somit rechtlich kaum mdéglich. Zudem kénnte Uber die Tarife keine dringende Rettung eines
Spitals erreicht werden, sondern héchstens eine langfristige Sicherstellung des Betriebs.

Der Kanton hat — insbesondere aufgrund seiner Funktion als Gewahrleister des verfassungsrechtli-
chen Versorgungsauftrags — ein erhebliches Interesse an kostendeckenden Tarifen im ambulanten
und stationaren Bereich. Er hat sich deshalb bereits in der Vergangenheit und wird sich auch in der
Zukunft im Rahmen seiner Moglichkeiten fir den Erlass kostendeckender Tarife einsetzen. In finanzi-
eller Hinsicht wiederum wiirden sich héhere Tarife in h6heren Kantonsbeitragen an die Listenspitaler
niederschlagen und damit die Ausgaben des Kantons erhéhen.

1.6.2 Controlling

Gemass § 17 SpiG schliesst der Regierungsrat mit den Spitélern auf der Spitalliste im Rahmen des
Aufgaben- und Finanzplans Vertrage ab, wobei er diese Aufgabe ganz oder teilweise dem zustandi-
gen Departement (Departement Gesundheit und Soziales) tbertragen kann. In diesen Vertragen
wird mitunter das Controlling geregelt. Die Spitéler missen ein Controlling insbesondere Uber die
Wirkung, Leistung, Qualitat und Zielerreichung sicherstellen und dem Kanton dartber Bericht erstat-
ten (§ 20 SpiG).
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Auf diese Weise erhalt der Kanton friihzeitig Einblick in die Entwicklungen in den einzelnen Spitélern
und kann Massnahmen anregen, um finanzielle Probleme bei den Spitalern zu verhindern. Allerdings
kann der Kanton Uber dieses Instrument keine verpflichtenden Massnahmen anordnen oder in die
Geschaftsflihrung der einzelnen Spitéler eingreifen.

1.6.3 Beteiligungsmanagement

Der Kanton ist zurzeit Alleineigentiimer des KSA, des KSB und der PDAG. Im Rahmen des Beteili-
gungsmanagements beschliesst der Regierungsrat Eigentiimerstrategien mit Zielen und Stossrich-
tungen flr diese drei kantonseigenen Spitaler. Zudem nimmt der Regierungsrat die Eigentimer-
rechte des Kantons wahr und es werden regelmassig Eigentimergesprache gefuhrt. Darlber hinaus
findet zusatzlich ein enger Austausch zwischen den zustandigen Departementen und den Spitalern
statt. Zum Umgang mit den Beteiligungen besteht im Kanton Aargau die Richtlinie zur Public Corpo-
rate Governance (PCG-Richtlinie) vom 18. September 2013.

Der Kanton verflgt gegenlber den kantonseigenen Spitélern somit Gber deutlich umfassendere und
verbindlichere Einflussmdglichkeiten als gegenlber den Ubrigen Spitalern. Finanzielle Probleme auf-
grund der geschilderten Ausgangslage (siehe Kapitel 1.2) lassen sich trotzdem nicht oder nur be-
dingt verhindern.

1.6.4 Gemeinwirtschaftliche Leistungen (GWL)

Die Vergutungen der Spitaler nach Art. 49 Abs. 1 KVG dirfen gemass Art. 49 Abs. 3 KVG keine Kos-
tenanteile fur GWL enthalten. Zu den GWL gehdren insbesondere die Aufrechterhaltung von Spital-
kapazitaten aus regionalpolitischen Grinden, die Forschung und universitare Lehre. Diese Aufzah-
lung ist allerdings nicht abschliessend und kann von den Kantonen individuell erweitert werden.
Entsprechend werden GWL in den Kantonen ausserst heterogen definiert und vergltet, sodass ein
Vergleich nur bedingt maéglich ist.

Gemass § 17b SpiG kann der Kanton von Spitélern erbrachte GWL abgelten, wenn diese aus Griin-
den der Versorgungs- und Patientensicherheit notwendig sind und nachweislich nicht kostendeckend
erbracht werden kénnen. GWL werden ausschliesslich durch den Kanton finanziert. Durch die Fest-
legung der Héhe der GWL-Abgeltungen kann der Kanton die Rentabilitat in einem limitierten Aus-
mass beeinflussen. Allerdings darf der Kanton die Erbringung von GWL erst dann und lediglich in
dem Umfang abgelten, als sie von den Spitalern nachweislich nicht kostendeckend erbracht werden
kénnen. lhrem Zweck entsprechend erflillt die Abgeltung einer GWL nicht den Zweck einer (akuten)
Finanzhilfe. Sie kdbnnen aber dazu beitragen, die finanzielle Situation eines Spitals mittel- und lang-
fristig zu stabilisieren.

Eine Erhdhung der Abgeltung fir GWL bedeutet fiir die betroffenen Spitaler unmittelbar héhere Ein-
nahmen, die EBITDA-wirksam und damit erfolgswirksam verbucht werden. Sie erhdhen die Rentabili-
tat des Spitals (EBITDA-Marge) und verbessern das Jahresergebnis (Auswirkung auf Eigenkapital).

Eine Erhdéhung der GWL-Abgeltungen ist die einzige Moglichkeit, mit der der Kanton unmittelbar Ein-
fluss auf die Rentabilitat und das operative Ergebnis eines Spitals nehmen kann. Weil solche Abgel-
tungen kostenbasiert und nur fir Leistungen erfolgen, die das Spital erbringen muss, aber gegen-
Uber den Finanzierern (Kanton, Versicherungen) nicht tariflich in Rechnung stellen kann, ist dieses
Finanzierungsinstrument grundsatzlich zweckmassig. GWL-Abgeltungen erfolgen nach klaren und
transparenten Kriterien, die im SpiG respektive in der Verordnung uber die gemeinwirtschaftlichen
Leistungen (GWLV) vom 11. November 2020 definiert werden. Die GWL-Abgeltungen sind Teil der
Grundfinanzierung der Spitéler und eignen sich nicht als direkte Finanzhilfe fir ein Spital in akuter
finanzieller Schieflage. Die Festlegung der richtigen Hohe ist deshalb eine Daueraufgabe und muss
grundsatzlich losgeldst von der finanziellen Situation eines einzelnen Spitals erfolgen.
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Zurzeit werden folgende GWL gemass § 17b Abs. 3 SpiG abgegolten?:

a) arztliche Weiterbildung,

b) universitare Lehre,

c) Forschung,

d) Betrieb der Sanitatsnotrufzentrale,

e) Bereitstellung und Unterhalt von geschitzten Operationssalen,
f) Massnahmen des Kindesschutzes,

g) Betrieb einer Kinderklinik (ungedeckte Betriebskosten),

h) Betrieb einer Heroinabgabestelle,

i) Massnahmen des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts,

j) Spitalseelsorge,

k) Vorhalteleistungen Intensivstationen (IPS),

I) Nachdiplomstudiengange Anasthesie-, Intensiv- und Notfallpflege (NDS AIN),
m) medizinische Versorgung nach Genitalbeschneidungen,

n) Hausarztmentoring,

0) Weiterbildung in Hausarztpraxen (Praxisassistenz),

p) Dolmetscherkosten,

q) Vorhalteleistungen Polytrauma/Stroke Center,

r) Vorhalteleistungen Notfallstation Zentrumsspital Akutsomatik,
s) Sicherheitsdienst Notfall,

t) Weiterbildung Assistenzakademikerinnen und -akademiker,
u) Tagesklinische Angebote Rehabilitationskliniken.

Die GWL und deren Abgeltung sind auch auf politischer Ebene regelmassig ein Thema. Es wird dazu
auf zwei Vorstosse verwiesen. Zum einen die (25.71) Motion Harry Litolf, Mitte, Wohlen (Sprecher)
und Miteinreichende vom 4. Marz 2025 betreffend gerechte Abgeltung der Grundversorgung und der
gemeinwirtschaftlichen Leistungen (GWL) der Akutspitéler zur Sicherung deren Existenz und zum
anderen die erledigte (24.328) Interpellation der Fraktion Die Mitte (Sprecher Alfons Paul Kaufmann,
Wallbach) vom 19. November 2024 betreffend Transparenz und Vergleich der Gemeinwirtschaftli-
chen Leistungen (GWL) im Vergleich mit anderen Kantonen

1.7 Budget-, Kredit- und Ausgabenkompetenz

Bei der Gewahrung von Finanzhilfen handelt es sich finanzrechtlich um Ausgaben. Uber neue Aus-
gaben beschliesst der Grosse Rat unter Vorbehalt der Zustandigkeiten des Volks (§ 81 Abs. 2 KV).
Beschlisse des Grossen Rats uber neue Ausgaben von mehr als 5 Millionen Franken oder tber
neue wiederkehrende Ausgaben von mehr als Fr. 500'000.— unterliegen der fakultativen Volksab-
stimmung (Ausgabenreferendum). Neue Ausgaben, die dem Ausgabenreferendum unterstehen, un-
terliegen der Zustimmung der absoluten Mehrheit aller Mitglieder des Grossen Rats (§ 32 GAF; Aus-
gabenbremse). Eine Ausgabe gilt als neu, wenn in Bezug auf den damit verfolgten Zweck, den
Umfang, den Zeitpunkt der Vornahme oder andere wesentliche Modalitaten eine verhaltnismassig
grosse Handlungsfreiheit besteht. Gebunden ist eine Ausgabe, wenn sie nicht neu ist.

Der politische Prozess zur Gewahrung einer neuen Ausgabe, die dem Ausgabenreferendum unter-
liegt, ist aufwandig und dauert im ordentlichen Fall rund ein Jahr. Im Fall von rasch zu tatigenden Fi-
nanzhilfen, die keinen Aufschub erlauben, ware ein solches Verfahren ungeeignet.

Bei hoher Dringlichkeit kennt das Aargauer Finanzrecht die Méglichkeit der vorzeitigen Freigabe. Ge
mass § 17 GAF kann der Regierungsrat notwendige Budgetmittel und Verpflichtungskredite fir Mas-
snahmen, die keinen Aufschub ertragen, vorzeitig freigeben. Er holt vorgangig, wenn zeitlich mog-
lich, die Ermachtigung des zustandigen Organs des Grossen Rats (Kommission fiir Aufgabenpla-

12 GWLV, Stand 1. Januar 2026. Dem Zweck nach sind auch die Finanzbeitrdge an intermediare Angebote (IML) gemass § 17a Abs. 2 SpiG
unter die GWL zu subsumieren.
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nung und Finanzen [KAPF]) ein. Der Regierungsrat unterbreitet vorzeitig freigegebene Budgetmittel
und Verpflichtungskredite dem Grossen Rat zur nachtraglichen Bewilligung. Dieses Verfahren hat
sich in der Covid-Pandemie fiir ausserordentliche Situationen bewahrt. Fir denkbare oder gar ab-
sehbare Finanzhilfen an systemrelevante Spitéler ist dieses Verfahren aus Sicht des Regierungsrats
nur als ultima ratio denkbar. Ein mehrmaliges Unterlaufen der Kompetenzen des Grossen Rats ware
zu vermeiden.

Als gebundene Ausgabe ware eine Finanzhilfe dann einzustufen, wenn, wie vorliegend beabsichtigt,
eine verbindliche und verpflichtende Rechtsgrundlage fiir Finanzhilfen in klar definierten Fallen ge-
schaffen wirde. In diesem Fall muss der Kanton eine Finanzhilfe an ein systemrelevantes Spital mit
Standort im Kanton Aargau leisten, sofern die gesetzlichen Anforderungen erfllt sind und kein Er-
messensspielraum mehr besteht.

Sofern die Finanzhilfe in Form einer mehrjahrigen Verpflichtung gewahrt wirde, ware die Ausgabe in
der Form eines Verpflichtungskredits zu beschliessen (§ 24 GAF). Mit dem Verpflichtungskredit wird
ein Vorhaben genehmigt und die mehrjahrige Bindung von Finanzen aufgezeigt. Dies trifft zum Bei-
spiel fur Burgschaften und Garantien zu. Im Unterschied dazu wirden einmalige nicht riickzahlbare
Beitrage, ein Darlehen oder eine Aktienkapitalerhéhung in der Form eines Ausgabenbeschlusses ge-
fasst.

Eine Budgetierung von Finanzhilfen ist kaum maéglich, weil sie ungeplant auftreten dirften. Sofern die
Gesetzesbestimmung verpflichtend formuliert ist oder kein Handlungsspielraum besteht, ware die Fi-
nanzhilfe Uber den leistungsunabhangigen Aufwand und Ertrag (LUAE) zu verbuchen. Fur nicht
budgetierten leistungsunabhangigen Aufwand ist kein Nachtragskredit erforderlich (§ 16 Abs. 2
GAF). Darlehen und Aktienkapitalerh6hungen werden direkt tber die Bilanz abgewickelt und erfor-
dern keine Budgetmittel.

2. Handlungsbedarf

2.1 Rechtsgrundlage zur Rettung systemrelevanter Spitéler

Eine gewisse Bereinigung der Spitalkapazitaten in der Schweiz ist vom Bundesgesetzgeber beab-
sichtigt und gewinscht. Bereits wenige Jahre nach Inkrafttreten der neuen Spitalfinanzierung im
Rahmen der Revision des KVG zeichnete sich ab, dass ein Teil der Spitaler in der Schweiz aus ih-
rem operativen Geschaft langfristig nicht genligend Mittel generieren kann, um die fiir einen nachhal-
tigen Betrieb notwendigen Investitionen zu tatigen. Die veritable Spitalkrise, in der sich die Schweiz
in den vergangenen Jahren wiederfand und in der auch bislang solide wirtschaftende Hauser in Be-
drangnis geraten sind, ist aber wohl kaum im Sinn des Gesetzgebers. Sollten grosse beziehungs-
weise systemrelevante Spitaler im Kanton Aargau in eine Situation geraten, in der sie aus wirtschaft-
lichen Griinden ihren Betrieb nicht aufrechterhalten kdnnen, ist die medizinische Versorgung der
Bevolkerung gefahrdet und der Kanton muss sofort Massnahmen zur Rettung der betroffenen Spita-
ler ergreifen konnen.

In Anbetracht der in Kapitel 1 geschilderten Entwicklungen muss sich der Kanton Aargau als Eigen-
timer der drei Kantonsspitaler und als Gewahrleister des verfassungsrechtlichen Versorgungsauf-
trags auf zukuinftige weitere Finanzhilfegesuche der Listenspitaler mit Standort im Kanton Aargau
vorbereiten. Zwar kdnnte der Kanton — wie im Fall des KSA — bereits heute Finanzhilfen an Spitaler
gewahren, es besteht dafiir aber keine explizite rechtliche Grundlage. Zudem dauert der in diesem
Fall durchzuflihrende ordentliche Prozess in Anbetracht der Dringlichkeit zu lange, ausser die Fi-
nanzhilfe wirde in einem dringlichen Verfahren gewahrt werden. Weil es sich bei der Gewahrung
oder Nicht-Gewahrung von Finanzhilfen um politisch relevante Entscheide handelt, die die zustan-
dige Behorde unter Einhaltung der (finanz-)rechtlichen Verfahren — méglicherweise unter hohem
Zeitdruck — fallen muss und mit Blick auf die derzeitige schwierige Finanzlage der Spitéler sollen mit
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der vorliegenden Gesetzesanderung vorausschauend die rechtlichen Grundlagen geschaffen wer-
den, um im Fall von Finanzhilfegesuchen der Spitaler liber robuste und transparente Entscheidungs-
grundlagen zu verfiigen, die den rechtsstaatlichen Anforderungen geniigen.

2.2 Vorgehen bei hoher Dringlichkeit bis zum Inkrafttreten der Anderung

Das aargauische Finanzrecht kennt die Moglichkeit, dass notwendige Budgetmittel und Verpflich-
tungskredite dem Grossen Rat in Ausnahmefallen auch im dringlichen Verfahren beantragt werden
kénnen. § 17 Abs. 1 GAF regelt die Zustandigkeit bei dringenden Massnahmen. Der Regierungsrat
kann notwendige Budgetmittel und Verpflichtungskredite fur Massnahmen, die keinen Aufschub er-
tragen, vorzeitig freigeben. Er holt vorgangig, wenn zeitlich moglich, die Ermachtigung des zustandi-
gen Organs des Grossen Rats (KAPF) ein. Er unterbreitet vorzeitig freigegebene Budgetmittel und
Verpflichtungskredite dem Grossen Rat zur nachtraglichen Bewilligung. Solche Beschllisse sind vom
Hoéherverschuldungsreferendum ausgenommen.

Weil aufgrund der hohen Dringlichkeit bei diesem Verfahren kein wesentlicher Handlungsspielraum
besteht, sind vorzeitig freigegebene Budget- und Kreditmittel grundséatzlich als gebunden einzustufen
(§ 30 Abs. 2 und 3 GAF). Die nachtraglichen Bewilligungen des Grossen Rats unterliegen deshalb
auch keinem Ausgabenreferendum.

Aus den im Kapitel 2.1 genannten Griinden ist die vorliegende Anderung des SpiG und damit die
Schaffung einer rechtlichen Grundlage zur Gewahrung von Finanzhilfen an systemrelevante Listen-
spitaler mit Standort im Kanton Aargau dennoch angezeigt.

3. Umsetzung

3.1 Beabsichtigte Finanzhilfen des Kantons an die Spitaler
3.1.1 Ubersicht iiber die beabsichtigten Massnahmen

Der Kanton kann im Rahmen des Rettungsschirms grundsatzlich Gber verschiedene Massnahmen
auf allfallige finanzielle Probleme systemrelevanter Listenspitaler mit Standort im Kanton Aargau rea-
gieren. Er braucht dazu aber zum einen die nétigen und mit der vorliegenden Botschaft beantragten
rechtlichen Grundlagen und Finanzbeschlliisse und zum anderen die politische Bereitschaft zur Ge-
wahrung einer entsprechenden — je nach Situation zu beurteilenden — Finanzhilfe.

Die folgenden vorgesehenen Handlungsoptionen zur finanziellen Unterstiitzung der Spitaler werden
im Anschluss dargestellt und bewertet:

» Burgschaften und Garantien,
» Darlehen im Verwaltungsvermaogen (einschliesslich Wandeldarlehen),
» Aktienkapitalerh6hung bei kantonseigenen Spitalern und
* nicht rickzahlbare Beitrage.
3.1.2 Biirgschaften oder Garantien
a) Ausgangslage

Der Kanton kann durch eine Birgschaft nach Art. 492 ff. OR oder eine Garantie im Sinn von
Art. 111 OR zugunsten von Spitalern deren Fremdkapitalbeschaffungsmassnahmen unterstiitzen.
Fir beide Instrumente ist vorgesehen, im SpiG eine neue Rechtsgrundlage zu schaffen.

Eine Birgschaft ist ein Vertrag, bei dem der Kanton als Blirge gegeniiber dem Glaubiger (zum Bei-
spiel einer Bank) fir die Verbindlichkeiten des Spitals (in der Regel die Zins- und Amortisationszah-
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lungen und die Riickzahlung des Darlehens) einsteht. Dabei ist die Burgschaft von der Hauptverbind-
lichkeit des Spitals abhangig. Erfullt das Spital seine Kreditverpflichtungen nicht, tritt der Kanton ein.
Im Sinn der Subsidiaritdt muss der Glaubiger bei einer Biirgschaft in der Regel zuerst das Spital zur
Zahlung auffordern, bevor der Kanton in Anspruch genommen werden darf.

Eine Garantie ist ein Vertrag, bei dem der Kanton eine bestimmte Leistung unabhangig von der Ver-
bindlichkeit des Spitals gegenliber dem Glaubiger des Spitals verspricht. Eine Garantie geht somit
weiter als eine Burgschaft. Die Garantie besteht unabhangig von der Hauptverbindlichkeit. Der Kan-
ton zahlt direkt an den Glaubiger des Spitals, wenn die im Garantievertrag festgelegten Bedingungen
erfullt sind. Der Garant (Kanton) kann keine Einreden des Hauptschuldners (Spital) geltend machen.

Burgschaften und Garantien kdnnen in verschiedenen Konstellationen eingesetzt werden, zum Bei-
spiel im Zusammenhang mit der Erflllung einer bestimmten Leistung (Erflllungsgarantie respektive
Erflllungsbirgschaft), als Absicherung fir eine Zahlung (Zahlungsgarantie respektive Zahlungsbirg-
schaft) oder als Sicherung fir einen Kredit (Kreditsicherungsgarantie respektive Kreditsicherungs-
birgschaft).

Eine Blrgschaft durch den Kanton bietet dem betroffenen Spital eine erhebliche Unterstiitzung bei
der Fremdkapitalbeschaffung und stellt fiir den Kanton ein geringeres Risiko als die Abgabe einer
Garantie dar. Eine Garantie bietet maximalen Schutz fir den Glaubiger und kann flr das betroffene
Spital zu besseren Kreditkonditionen fiihren, birgt jedoch ein héheres Risiko flr den Kanton, fir die
(ausbleibenden) Vertragsleistungen des Spitals behaftet zu werden.

Finanzrechtlich sind Birgschaften und Garantien als Eventualverpflichtungen zu taxieren, die im An-
hang der Jahresrechnung des Kantons auszuweisen sind. Fir die Gewahrung einer Blrgschaft oder
einer Garantie ist ein Verpflichtungskredit erforderlich. Beide Instrumente sind als bedingte Ausgabe
zu betrachten (es fliessen keine finanziellen Mittel). Sollte ein Spital seinen vertraglichen Verpflich-
tungen gegenuber dem Dritten (zum Beispiel einer Bank) nicht nachkommen kénnen und musste der
Kanton als Blirge respektive Garant anstelle des Spitals leisten, wiirde dies als Aufwand die Erfolgs-
und Finanzierungsrechnung des Kantons belasten. Fir die finanzrechtlichen Voraussetzungen zur
Gewahrung einer Finanzhilfe in Form einer Biirgschaft oder Garantie wird im Ubrigen auf die obigen
Ausflhrungen verwiesen (vgl. Kapitel 1.7).

Tabelle 1: Blrgschaften und Garantien

Parameter Beschreibung

Rechtliche Grundlagen | Keine

Anwendungsfall Birgschaften und Garantien unterstitzen ein Spital bei der Beschaffung von
Fremdkapital bei Dritten durch einen leichteren Zugang und bessere Zinskonditio-
nen.

Auswirkungen auf das Birgschaften und Garantien verbessern den Marktzugang und die Kreditkonditio-
Spital nen, fihren also dazu, dass das Spital Uberhaupt oder in grésserer Hohe Fremd-
kapital beschaffen kann. Die besseren Konditionen kénnen zu einem tieferen Fi-

nanzierungsaufwand fiihren, was sich positiv auf die Erfolgsrechnung auswirkt.

Auswirkungen auf den Birgschaften und Garantien tangieren die Erfolgs- und Finanzierungsrechnung
Kanton nicht. Sie sind in der Jahresrechnung als Eventualverpflichtung auszuweisen. Ga-
rantien bedeuten flir den Kanton prinzipiell ein hoheres finanzielles Risiko als
Birgschaften, weil im Fall von Biirgschaften nur bei einem Ausfall bezahlt werden
muss, bei einer Garantie aber schon, wenn die vereinbarten Voraussetzungen er-
fullt sind.

15 von 49



Parameter Beschreibung

Fir den Kanton besteht das Risiko, fur den Fall der Zahlungsunfahigkeit des Spi-
tals (Burgschaft) respektive bei Eintritt der Garantiebedingungen (Garantie) zah-
lungspflichtig zu werden.

b) Einschatzung

Die Schaffung einer rechtlichen Grundlage fur die (subsididre) Gewahrung von Garantien und Blrg-
schaften ist angesichts der vorherrschenden Rahmenbedingungen der Spitalfinanzierung gerechtfer-
tigt. Aufgrund der unterschiedlichen Anwendungsfalle wird im Rahmen der vorliegenden Anderung
die rechtliche Grundlage flir Blrgschaften und Garantien geschaffen, um situativ das zweckmas-
sigste Instrument zur Verfigung zu haben.

3.1.3 Darlehen im Verwaltungsvermogen
a) Ausgangslage

Mit der Umsetzung der neuen Spitalfinanzierung im Kanton Aargau per 1. Januar 2012 hatte der Ge-
setzgeber eine bis Ende 2023 befristete Méglichkeit fir kantonale Finanzierungshilfen an die Kan-
tonsspitaler und die Ubrigen Spitaler geschaffen. Gemass dem befristeten § 14e SpiG konnte der
Kanton bis Ende 2023 den Spitalaktiengesellschaften und den tbrigen Spitalern zweckbestimmte Fi-
nanzierungshilfen fiir neue Bauinvestitionen gewahren, sofern diese von der Ubertragung der Lie-
genschaften (Kantonsspitaler) und der Bauschulden (Regionalspitaler) finanziell betroffen waren.
Diese Hilfen waren ab dem Zeitpunkt der Gewahrung innert maximal zwolf Jahren zurtickzuzahlen.
Der Zinssatz entsprach den Refinanzierungskosten des Kantons inklusive eines Zuschlags von

0,5 % fur die Verwaltung und das Risiko. Mit der gleichen Vorlage wurde der Regierungsrat mit einer
Hoéherverschuldungskompetenz ermachtigt, bis zum Betrag von 1 Milliarde Franken fremde Gelder
fur Finanzierungshilfen aufzunehmen. Im Rahmen dieses Betrags ware der Regierungsrat abschlies-
send befugt gewesen, auf Antrag und nach entsprechender Prifung Darlehen im Verwaltungsvermé-
gen zu gewahren. Diese Rechtsgrundlage ist per Ende 2023 ausgelaufen.

Heute besteht keine explizite Rechtsgrundlage flir die Gewahrung von Darlehen im Verwaltungsver-
moégen und eine solche wird mit der vorliegenden Anderung geschaffen. Im Unterschied zur erwéhn-
ten Ubergangsbestimmung ist der Verwendungszweck neu und enger zu definieren.

Darlehen aus dem Verwaltungsvermdogen an kantonseigene Spitaler kbnnen mit der Option versehen
werden, dass das Darlehen ganz oder teilweise in Eigenkapital umgewandelt werden kann (soge-
nanntes Wandeldarlehen). Die genaue Ausgestaltung eines Wandeldarlehens erfolgt situativ. Es
kann beispielsweise vorgesehen werden, dass unter bestimmten Bedingungen (zum Beispiel bei
Uberschreitung einer Eigenkapitaluntergrenze, Sanierung) eine automatische Umwandlung erfolgt.
Es kann aber auch vereinbart werden, dass der Kanton tber die Wandelung entscheidet. Mit einem
Wandeldarlehen konnte den Spitalern wie bei tblichen Darlehen Liquiditat bereitgestellt und gleich-
zeitig auch die Moglichkeit zur Starkung ihrer Bilanz geschaffen werden. Ein Wandeldarlehen kombi-
niert somit Elemente von Fremd- und Eigenkapital. Wandeldarlehen bieten mehr Flexibilitat als ein
Darlehen oder eine Aktienkapitalerhéhung. Diese Option ist lediglich bei den kantonseigenen Spita-
lern, die zu 100 % im Eigentum des Kantons sind, unter bestimmten Bedingungen zweckmassig.
Eine Beteiligung des Kantons an anderen Listenspitalern erachtet der Regierungsrat hingegen als
nicht zielfihrend.

Fir die Gewahrung eines Darlehens im Verwaltungsvermdgen ist grundsatzlich ein Verpflichtungs-
kredit notwendig. Fir die finanzrechtlichen Voraussetzungen zur Gewahrung einer Finanzhilfe in
Form eines Darlehens im Verwaltungsvermégen wird im Ubrigen auf die obigen Ausfiihrungen ver-
wiesen (vgl. Kapitel 1.7).
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Tabelle 2: Darlehen im Verwaltungsvermégen

Parameter Beschreibung

Rechtliche Grundlagen | Es besteht zurzeit keine rechtliche Grundlage fiir die Gewahrung von Darlehen im
Verwaltungsvermégen.

Anwendungsfall Ein langfristiges Darlehen im Verwaltungsvermdgen kann der Finanzierung von
Investitionen, der Refinanzierung von Krediten oder Anleihen sowie als generelle
Liquiditatshilfe dienen.

Wenn das Darlehen mit einer Wandlungsoption in Eigenkapital versehen wird,
kann dies bei einer entsprechenden Wandelung zur Starkung der Bilanz beitra-
gen oder auch Teil einer notwendigen Sanierung sein.

Auswirkungen auf das Mit dem Darlehen wiirde sich das Spital Fremdkapital und die nétige Liquiditat
Spital beschaffen. Die Verschuldung wirde ansteigen und die Eigenkapitalquote sinken.
Die Abgeltung des Zins- und Verwaltungsaufwands wirde die Erfolgsrechnung
und damit das Jahresergebnis belasten. Die Amortisation ware je nach Vertrags-
modalitaten laufend oder am Vertragsende zu leisten.

Eine Wandlungsoption kann die Kreditwiirdigkeit des Spitals gegeniber anderen
Fremdkapitalgebern erhéhen.

Auswirkungen auf den Die Gewahrung eines Darlehens wird beim Kanton direkt tiber die Bilanz abgewi-
Kanton ckelt und belastet die Investitionsrechnung respektive die Finanzierungsrechnung
nicht. Das Darlehen wird im Verwaltungsvermdgen des Kantons aktiviert und vom
Spital amortisiert. Es ist jahrlich per Bilanzstichtag hinsichtlich der Werthaltigkeit
zu Uberprifen. Der Mittelabfluss reduziert die Liquiditat des Kantons.

b) Einschitzung

Die Gewahrung von verzinslichen Darlehen im Verwaltungsvermdgen — inklusive der Moglichkeit zur
Wandelung fir kantonseigene Spitaler — stellt aus Sicht des Regierungsrats ein geeignetes Mittel
dar, um systemrelevante Listenspitaler mit Standort im Kanton Aargau bei Bestehen von erheblichen
finanziellen Problemen zu retten. Es soll darum im Rahmen der vorliegenden Anderung eine rechtli-
che Grundlage dafiir geschaffen werden. Ein Darlehen soll nur subsidiar gewahrt werden konnen,
wenn ohne diese staatliche Finanzhilfe eine zwingend nétige systemrelevante Investition nicht geta-
tigt werden kann, ein systemrelevantes Spital sich am Kapitalmarkt nicht angemessen refinanzieren
oder ohne zusatzliche Liquiditat seinen Betrieb nicht aufrechterhalten kann.

3.1.4 Aktienkapitalerh6hung'®
a) Ausgangslage

Eine Aktienkapitalerhohung ist ein Instrument, das der Kanton bei den kantonseigenen Spitalern™
anwenden kann. Eine Aktienkapitalerhdhung im Sinn einer Finanzhilfe bezieht sich darauf, dass der
Kanton als Eigentiimer das Eigenkapital des Kantonsspitals durch die Ausgabe neuer Aktien erhoht.
Dies kann durch eine Barzahlung oder die Umwandlung von Forderungen in Eigenkapital erfolgen.

13 |n der Praxis kénnen Kapitalerhdhungen auch bei Gesellschaften in einer anderen Rechtsform als einer Aktiengesellschaft durchgefiihrt wer-
den. Weil im konkreten Fall aber hauptsachlich Aktiengesellschaften im Fokus stehen, wird der besseren Verstandlichkeit halber nur von einer
Aktienkapitalerhdhung gesprochen.

14 Theoretisch kdnnte der Kanton auch neu herausgegebene Beteiligungen an anderen Spitdlern erwerben. In diesem Fall kann die Kapitalerh6-
hung aber nicht vom Kanton beschlossen werden, weshalb auf diese Option nachfolgend nicht weiter eingegangen wird.
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Durch die Zufiihrung von neuem Kapital wird die finanzielle Basis des Spitals gestarkt. Das Kan-
tonsspital erhalt zusatzliches Eigenkapital, was je nach Art der durchgefiihrten Aktienkapitalerhdhung
die Liquiditat verbessern kann und moglicherweise die Kreditwirdigkeit erhdht.

Das neue Eigenkapital kann zur Finanzierung von Investitionen, zur Deckung laufender Kosten, zur
Abldsung von Krediten und zur Stabilisierung der Finanzlage genutzt werden. Um eine Uberschul-
dung zu beseitigen, wirde eine Kapitalherabsetzung mit gleichzeitiger Kapitalerhdhung durchgefthrt
(sogenannte Harmonika; siehe dazu Ausflhrungen in der (23.115) Botschaft an den Grossen Rat
"Finanzhilfebeitrag an die Kantonsspital Aarau AG (KSA)", Seiten 39 ff.).

In der Schweiz muss eine Kapitalerh6hung gemass den Bestimmungen des OR erfolgen. Dazu ge-
hoért die Beschlussfassung durch die Generalversammlung sowie die Anpassung der Statuten des
Unternehmens. Bei den kantonseigenen Spitélern sind zusatzlich die Bestimmungen von §§ 9-12
SpiG zu beachten. Gemass § 11 Abs. 2 SpiG Ubt der Regierungsrat zwar alle dem Kanton zustehen-
den Aktionarsrechte aus; nach § 11 Abs. 3 SpiG bediirfen Anderungen der Statuten, die ein qualifi-
ziertes Mehr gemass Art. 704 OR verlangen — worunter mitunter eine Aktienkapitalerhdhung fallt —
vorgangig einer Instruktion durch den Grossen Rat (siehe hierzu Kapitel 3.2.6 sowie die Ausfihrun-
gen zu den vorgesehenen §§ 15g und 15h in Kapitel 7).

Die Beteiligungen des Kantons werden in der Bilanz im Verwaltungsvermdogen gefiihrt. Eine Aktien-
kapitalerhdhung wird im Kanton Aargau wie ein Darlehen Uber die Bilanz abgewickelt und tangiert
die Investitions- und Finanzierungsrechnung des Kantons nicht. Eine Aktienkapitalerh6hung belastet
die Finanzierungsrechnung des Kantons wie ein Darlehen erst dann, wenn eine Wertberichtigung
vorgenommen werden muss, oder sie mit einem Kapitalschnitt (Herabsetzung des Aktienkapitals zur
Beseitigung eines Verlustvortrags mit anschliessender Erhéhung des Aktienkapitals mindestens im
selben Umfang) einhergeht.

Finanzrechtlich ist eine Aktienkapitalerhéhung als eine Ausgabe gemass § 30 Abs. 1 GAF zu taxie-
ren. Fur die finanzrechtlichen Voraussetzungen zur Gewahrung einer Finanzhilfe in Form einer Akti-
enkapitalerhdhung wird im Ubrigen auf die obigen Ausfiihrungen verwiesen (vgl. Kapitel 1.7).

Tabelle 3: Aktienkapitalerh6hung

Parameter Beschreibung

Rechtliche § 9a des Gesetzes uber die Organisation des Regierungsrates und der kantonalen Ver-

Grundlagen waltung (Organisationsgesetz) vom 26. Marz 1985; §§ 9-12 SpiG; Art. 620 ff. OR

Anwendungsfall | Das Aktienkapital des Spitals wird durch die Ausgabe neuer Aktien erhéht. Diese werden
vom Kanton entweder bar bezahlt oder durch eine Umwandlung von Forderungen in
Eigenkapital.

Auswirkungen Eine Aktienkapitalerhdhung erhoht die Liquiditat und das Eigenkapital des Kantonsspi-
auf das Spital tals. Jene kann der Finanzierung von Investitionen, der laufenden Kosten oder der Refi-
nanzierung von Krediten oder Anleihen dienen. Weiter steigt durch die Starkung der
Eigenkapitalbasis auch die Kreditwiirdigkeit des Kantonsspitals auf dem Finanzmarkt.

Auswirkungen Eine Aktienkapitalerhdhung erfolgt beim Kanton tber eine Transaktion tber die Bilanz
auf den Kanton auf der Aktivseite (Minderung fliissige Mittel [oder Forderungen], Erhdhung Beteiligung)
und tangiert die Investitions- und Finanzierungsrechnung des Kantons nicht.

Die Beteiligungen mussen per Bilanzstichtag bezlglich Werthaltigkeit Gberprift werden.
Fallt das Eigenkapital des Spitals infolge negativer Ergebnisse unter das Aktienkapital,
ist eine Wertberichtigung zu priifen. Diese beeinflusst die Erfolgs- und Finanzierungs-
rechnung des Kantons. Der Mittelabfluss reduziert die Liquiditat des Kantons.
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b) Einschitzung

Eine Aktienkapitalerhdhung ist das Ubliche Instrument, mit dem ein Eigentimer sein Unternehmen
finanziell starken und stabilisieren kann. Eine Aktienkapitalerhdhung ist ein grundsatzlich sinnvolles
Instrument zur Starkung der Kantonsspitaler. Der politische Prozess ist allerdings aufwandig.

Die rechtlichen Mdglichkeiten fir eine Aktienkapitalerhdhung bei einem kantonseigenen Spital beste-
hen bereits (§ 9a Organisationsgesetz, §§ 9-12 SpiG, Art. 620 ff. OR). Allerdings sollen fur den An-
wendungsfall einer Finanzhilfe auch fur eine Aktienkapitalerhdhung dieselben finanzrechtlichen
Grundlagen geschaffen werden, wie fur die Ubrigen Finanzhilfen. Darum wird die Aktienkapitalerho-
hung im Rahmen der vorliegenden Anderung ebenfalls als mégliche Rettungsmassnahme gesetzlich

verankert.

3.1.5 Nicht riickzahlbarer Beitrag

a) Ausgangslage

Bei einem nicht rlickzahlbaren Beitrag handelt es sich um eine Zahlung des Kantons an ein Spital
ohne Leistungsbezug, wobei auf eine Riickzahlung bereits bei der Gewahrung verzichtet wird. Ein
nicht riickzahlbarer Beitrag, wie er bei der Bilanzsanierung des KSA angewendet wurde, ist die direk-
teste Form einer Finanzhilfe und sollte nur in Betracht gezogen werden, wenn keine anderen Varian-

ten moglich sind.

Finanzrechtlich handelt es sich um eine einmalige Ausgabe, die zulasten der Erfolgsrechnung des
Kantons verbucht wird und damit die Finanzierungsrechnung belastet. Fur die finanzrechtlichen Vo-
raussetzungen zur Gewahrung einer Finanzhilfe in Form eines nicht riickzahlbaren Beitrags wird im
Ubrigen auf die obigen Ausfiihrungen verwiesen (vgl. Kapitel 1.7).

Tabelle 4: Nicht riickzahlbarer Beitrag

Parameter Beschreibung

Rechtliche Eine explizite rechtliche Grundlage zur Gewahrung von nicht riickzahlbaren Beitragen

Grundlage besteht nicht.
Bei der Gewahrung eines nicht riickzahlbaren Beitrags an das KSA stiitzte sich der Kan-
ton auf folgende rechtliche Grundlagen ab: § 41 KV, §§ 9 und 9a Organisationsgesetz,
§§ 9 und 11 SpiG sowie § 45 GAF.

Anwendungsfall | Die Gewahrung eines nicht riickzahlbaren Beitrags kann situationsbedingt zur Starkung

des Eigenkapitals, als Sanierungsbeitrag oder zur Bilanzsanierung dienen.

Auswirkungen
auf das Spital

Der Beitrag wird beim Spital erfolgswirksam als Ertrag verbucht, womit das Jahresergeb-
nis verbessert wird und das Eigenkapital entsprechend steigt (respektive im Fall eines
Verlustvortrags in geringerem Umfang abnimmt). Der Beitrag erhoht vor allem die Liqui-
ditat und reduziert damit den Bedarf an Fremdkapital. Folglich kdnnen Zinskosten einge-
spart werden.

Auswirkungen
auf den Kanton

Der Beitrag entspricht einer Ausgabe und belastet die Erfolgs- und Finanzierungsrech-
nung. Der Mittelabfluss reduziert die Liquiditatsreserven des Kantons.

Im Fall der Finanzhilfe an das KSA konnte durch die Gewahrung des nicht riickzahlbaren
Beitrags allerdings ein Konkurs des KSA verhindert werden, womit zum Schutz des Ver-
mogens des Kantons auch verhindert werden konnte, dass die Beteiligung am KSA im
Verwaltungsvermogen erfolgswirksam abgeschrieben werden musste.
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b) Einschitzung

Eine Finanzhilfe mittels nicht riickzahlbaren Beitrags ist die starkste und wirkungsvollste Form einer
Finanzhilfe. Sie belastet die Staatsrechnung unmittelbar und soll deshalb nur im Notfall als ultima ra-
tio beziehungsweise bei fehlender Alternative in Form anderer Finanzhilfen zur Anwendung kommen.

Mit der vorliegenden Anderung des SpiG sollen die gesetzlichen Rahmenbedingungen geschaffen
werden, um systemrelevante Spitéler zu retten, bevor sie die Geschaftstatigkeit aufgrund finanzieller
Probleme einstellen missen. Dadurch soll friihzeitig verhindert werden, dass nur noch ein nicht riick-
zahlbarer Beitrag zur Rettung hilft. Fir den Fall, dass sich ein systemrelevantes Spital mit Standort
im Kanton Aargau aber nicht mehr mit anderen, milderen Mitteln retten lasst, soll auch eine subsidi-
are Rettung mittels eines nicht rlickzahlbaren Beitrags rechtlich verankert werden.

3.1.6 Umsetzung in anderen Kantonen

In anderen Kantonen bestehen bereits teilweise rechtliche Grundlagen zur Vergabe von Bilrgschaf-
ten, Garantien, Darlehen und anderen Finanzhilfen. Ein Vergleich zwischen den Kantonen ist dabei
nur bedingt mdéglich und aussagekraftig, weil in anderen Kantonen andere finanzrechtliche Bestim-
mungen zur Anwendung kommen.

Soweit ersichtlich, wird die Gewahrung von Finanzhilfen in allen anderen Kantonen finanzrechtlich
auf dem ordentlichen Weg abgewickelt, das heisst innerhalb der ordentlichen Budget- und Ausga-
benkompetenzen. Eine gesonderte Regelung zu den Kompetenzen ist nicht ersichtlich. Ob die ande-
ren Kantone in dringenden Fallen die Gewahrung von Finanzhilfen aber auf gesonderte rechtliche
Grundlagen abstitzen kénnten oder wirden, kann aufgrund der fehlenden Erfahrungen nicht voraus-
gesagt werden. Im Kanton Zirich beschloss zwar der Regierungsrat die Gewahrung von Finanzhilfen
an das Universitats-Kinderspital Zurich (Kispi), die entsprechenden Budgetmittel mussten aber noch
vom Kantonsrat bewilligt werden.'®

Aufgrund dieser Umstande ist ein umfassender und abschliessender Kantonsvergleich im Rahmen
des vorliegenden Entwurfs der Botschaft nicht zielfiihrend. Der Regierungsrat verzichtet darum auf
weiterfihrende Ausflihrungen und verweist auf Beilage 2 zu dieser Botschaft.

3.2 Umsetzungsvorschlag
3.2.1 Grundlagen zur Gewahrung von Finanzhilfen

Im Rahmen der Vorlage sollen gestiitzt auf die obigen Uberlegungen Finanzhilfen in Form von Biirg-
schaften und Garantien, Darlehen im Verwaltungsvermégen, Aktienkapitalerhéhungen und als ultima
ratio nicht riickzahlbaren Beitragen an systemrelevante Spitaler mit Standort im Kanton Aargau ge-
wahrt werden kénnen. Wie der oben gemachten Auslegeordnung zu entnehmen ist, besteht heute
bereits eine rechtliche Grundlage, mit der Spitaler im Notfall gerettet werden kénnten, und zwar ab-
gestitzt auf den Gesundheitsversorgungsauftrag gemass § 41 KV und die auf den Schutz der Betei-
ligungen (Kantonsspitaler) fokussierte Grundlage in § 45 GAF. Es fehlen aber konkrete Regelungen
zu den Voraussetzungen und Formen sowie zu den Modalitaten allfalliger Finanzhilfen, um im Be-
darfsfall und subsidiar zeitnah finanzielle Massnahmen zu ermdglichen. Mit der vorliegenden Ande-
rung wird im SpiG eine explizite, transparente und konzeptionell abgestimmte Grundlage fiir die Ret-
tung von systemrelevanten Listenspitalern mit Standort im Kanton Aargau geschaffen.

3.2.2 Grundsatz der Systemrelevanz

Die Systemrelevanz ist nicht als statische Klassifizierung zu verstehen, sondern ist laufend neu zu
beurteilen. Dabei geht die Systemrelevanz eines Spitals Uber die im Rahmen des Spitallistenverfah-
rens zu beurteilende Versorgungsrelevanz eines Spitals hinaus. Mit anderen Worten ist nicht jedes

15 Medienmitteilung des Kantons Ziirich "Regierungsrat entscheidet Uber Finanzbegehren zweier Spitéler", abgerufen am 23. Juli 2025 unter
www.zh.ch/news > Filter > "Regierungsrat entscheidet liber Finanzbegehren zweier Spitéler".
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(versorgungsrelevante) Spital auf der Spitalliste per se auch als systemrelevant zu qualifizieren. Die
Systemrelevanz eines einzelnen Spitals ist zum Zeitpunkt des Antrags um Finanzhilfe anhand fol-
gender Kriterien zu beurteilen:

» Das Spital muss Uber einen erheblichen Marktanteil bei der Versorgung der Bevolkerung des
Kantons Aargau verfligen. Der Marktanteil muss in dem Masse erheblich sein, als ein Wegfall des
Spitals dazu fihren wirde, dass der Kanton seinen verfassungsmassigen Gesundheitsversor-
gungsauftrag nicht mehr erfillen kdnnte. Bei der Beurteilung des Marktanteils sind auch die
Marktanteile in den einzelnen Leistungsgruppen zu bertcksichtigen. Der Marktanteil beurteilt sich
aber Uber das gesamte Spital — und nicht nur anhand einzelner Abteilungen respektive Leistungs-
auftrage.

» Bei der Beurteilung des Kompensationspotenzials ist zu ermitteln, wie gravierend die Folgen
des Wegfalls des Spitals fir die Versorgung der Aargauer Bevdlkerung waren. Kénnten die er-
brachten Leistungen von den umliegenden (inner- und ausserkantonalen) Listenspitalern abge-
deckt werden, sprache dies eher fir ein hohes Kompensationspotenzial und damit gegen die Sys-
temrelevanz des betroffenen Spitals. Ware eine Ubernahme der Aargauer Patientinnen und
Patienten dagegen nicht méglich, wiirde dies eine angemessene medizinische Versorgung ge-
fahrden, beispielsweise aufgrund unzumutbarer Wegzeiten, und somit ware eher von einem nied-
rigen Kompensationspotenzial und damit einer hohen Systemrelevanz auszugehen.

Der Regierungsrat hat aufgrund der Riickmeldungen in der Anhérung auf das Kriterium des Versor-

gungsnetzwerks verzichtet. Zum einen ist die Beurteilung dieses Kriteriums schwieriger als die Beur-
teilung der Kriterien Marktanteil und Kompensationspotenzial, zum anderen wirde es sich dabei um

ein Kriterium handeln, das zum Beispiel von PwC nicht fir die Beurteilung der Systemrelevanz eines
Spitals beigezogen wird.

Bei den genannten Kriterien orientiert sich der Regierungsrat an den von PwC publizierten Kriterien
zur Beurteilung der Systemrelevanz eines Spitals, wobei PwC eine Rettung eines Spitals dann als
zentral erachtet, wenn es eines oder mehrere der nachfolgenden Kriterien erfiillt: Versorgungsli-
cken, Uberlastung der verbleibenden Spitéler, Verlust von Bildungsstatten und Schwachung des
Medizinalstandorts.'® Dabei empfiehlt auch PwC fiir die Einschatzung der Systemrelevanz einen dy-
namischen Ansatz, denn je nach Betrachtungshorizont kann sich die Situation verandern. Bei der
Beurteilung der Systemrelevanz handelt es sich deshalb um eine Momentaufnahme.

Das PwC-Kriterium Versorgungsliicke entspricht im Wesentlichen dem vorgenannten Kriterium des
erheblichen Marktanteils. Das PwC-Kriterium der Uberlastung der verbleibenden Spitéler entspricht
dem Kriterium des Kompensationspotenzials. Auf die Kriterien Verlust von Bildungsstatten und
Schwachung des Medizinalstandorts verzichtet der Regierungsrat fur die Beurteilung der Systemre-
levanz im vorliegenden Kontext. Die Kriterien sind zur Erfullung des verfassungsmassigen Gesund-
heitsversorgungsauftrags namlich nur von untergeordneter Bedeutung. Der Regierungsrat schlagt fiir
die Beurteilung der Systemrelevanz aber insofern ein strengeres System vor, indem er die Erfillung
der beiden Kriterien kumulativ fordert, damit eine Rettung infrage kommt, wogegen die PwC nur die
Erflllung eines Kriteriums fordert.

3.2.3 Grundsatz der Tragerschaftsneutralitat

Nach dem Grundsatz der Rechtsgleichheit gemass Art. 8 Abs. 1 der Bundesverfassung der Schwei-
zerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (nachfolgend: BV) ist Gleiches nach Massgabe sei-
ner Gleichheit und Ungleiches nach Massgabe seiner Ungleichheit zu behandeln. Im vorliegenden
Fall wird dieser Grundsatz aufgrund der Vorgaben im KVG konkretisiert, wonach Spitaler gleichbe-
handelt werden missen, unabhangig davon, ob ein Spital von der 6ffentlichen Hand oder von Priva-
ten getragen wird. Sinn und Zweck der vorgesehenen Regelung besteht in der Sicherstellung des

16 PricewaterhouseCoopers AG, Schweizer Spitaler: So gesund waren die Finanzen 2023, 4. August 2024, abgerufen am 10. April 2025 unter
www.pwc.ch > Insights > Gesundheit: n > Schweizer Spitdler: So gesund waren die Finanzen 2023.
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Versorgungsauftrags, und zwar unabhangig von der Rechtsform und Tragerschaft der systemrele-
vanten Spitaler. Entsprechend miissen die Finanzhilfen zur Erflillung dieses Zwecks tragerschaftsun-
abhangig an alle systemrelevanten Spitaler mit Standort im Kanton Aargau gewahrt werden. Die Tra-
gerschaft kann allerdings Auswirkungen auf die Form der Finanzhilfen haben. So kann eine
Aktienkapitalerhdhung nur bei den Kantonsspitalern zur Anwendung kommen.

3.2.4 Grundsatz der Subsidiaritat

Als Pramisse soll ein subsidiarer Ansatz verfolgt werden, das heisst, dass die neuen Instrumente zu-
ruckhaltend und nur bei Ausbleiben der marktiblichen Finanzierungsmdglichkeiten zur Anwendung
kommen sollen. Der Regierungsrat beabsichtigt nicht, als zusatzlicher Finanzierer von systemrele-
vanten Listenspitalern zu agieren. Die Ubergeordnete Zielsetzung der Gesetzesvorlage besteht darin,
die Versorgungssicherheit im Kanton Aargau sicherzustellen. Dazu soll der Regierungsrat in Notla-
gen in der Lage sein, systemrelevante Spitaler unter klar definierten Voraussetzungen finanziell zu
unterstitzen.

Der Regierungsrat ist Uberzeugt, dass durch die Subsidiaritat der Finanzhilfen — Finanzhilfen werden
nur als allerletzte Lésung zur Rettung eines systemrelevanten Listenspitals gewahrt — keine Fehlan-
reize fur Spitaler geschaffen werden. Weiter entstehen durch die Schaffung eines Rettungsschirms in
der vorgesehenen Form aus Sicht des Regierungsrats aus den folgenden Grinden keine Fehlan-
reize:

» Die zustandigen Organe, insbesondere der Verwaltungsrat, wollen ein Spital nicht bewusst in eine
finanzielle Notsituation bringen, nur um Finanzhilfen zu erhalten. In diesem Fall wirden ihnen
namlich Verantwortlichkeitsklagen drohen.

» Im Fall der Kantonsspitaler kann der Kanton bei den Eigentiimergesprachen Fehlentwicklungen
frihzeitig erkennen und allenfalls Gegenmassnahmen ergreifen.

* Im Rahmen des Spitallistenverfahrens wird mitunter die Wirtschaftlichkeit der Spitaler geprtift. Ein
bewusst unwirtschaftliches Verhalten wiirde spatestens zu diesem Zeitpunkt vom Kanton erkannt
werden und hatte fir die betroffenen Spitaler gravierende Folgen, weil sie keine Leistungsauf-
trage mehr erhalten dirften.

» Die Beurteilung, dass die Spitaler als systemrelevant gelten, erfolgt dynamisch und erst im Zeit-
punkt einer moglichen Rettung. Die — aufgrund der Systemrelevanz zu rettenden — Spitaler kon-
nen sich also im Vornherein nicht darauf verlassen, dass sie gerettet werden. Ein moralisches Ri-
siko (Moral Hazard"”) wird so minimiert.

» Eine Finanzhilfe in Form eines nicht riickzahlbaren Beitrags wird nur dann gewahrt, wenn die an-
deren Finanzhilfen nicht (mehr) geeignet sind.

3.2.5 Voraussetzungen zur Gewahrung von Finanzhilfen

Nebst den allgemeinen Voraussetzungen zum Erhalt von Finanzhilfen (Subsidiaritat der Finanzhilfen,
Standort im Kanton Aargau) missen die Spitaler in einem konkreten Fall zusatzliche Voraussetzun-
gen erfillen, damit ihnen der Regierungsrat Finanzhilfen gewahren kann:

» Das Spital muss fiir die medizinische Versorgung der Kantonsbevolkerung systemrelevant sein.

» Beim Spital missen erhebliche finanzielle Probleme bestehen, die die Weiterfiihrung der Ge-
schaftstatigkeit ernstlich bedrohen oder es missen die finanziellen Mittel fehlen, um zwingende
Investitionen, die fur Erflllung des verfassungsmassigen Gesundheitsversorgungsauftrags nach-
weislich notwendig sind, tatigen zu kénnen.

17 Moralisches Risiko oder Moral Hazard liegt vor, wenn sich Akteure aufgrund 6konomischer Fehlanreize (zum Beispiel Versicherungsschutz
oder Rettung durch den Staat) verantwortungslos oder leichtsinnig verhalten und damit ein Risiko auslésen oder verstarken.
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+ Das Spital muss dem Regierungsrat einen Antrag um Gewahrung von Finanzhilfen stellen.
+ Der Grundsatz der Subsidiaritat muss erfllt sein.

« Dem Regierungsrat muss vom Spital ein Konzept zur nachhaltigen und dauerhaften Uberwindung
der finanziellen Probleme vorgelegt werden.

» Eine Beurteilung durch den Regierungsrat muss zum Ergebnis gelangen, dass der wirtschaftliche
Fortbestand des Spitals aufgrund der gewahrten Finanzhilfen fir mindestens 10 Jahre gesichert
erscheint.

3.2.6 Zustandigkeit des Regierungsrats

Die vorliegende Anderung sieht ausschliesslich Massnahmen fiir den Fall vor, dass ein systemrele-
vantes Spital mit Standort im Kanton Aargau dringlich gerettet werden muss, weil die Weiterfiihrung
der Geschéftstatigkeit ansonsten ernstlich bedroht ware. Sobald in einem solchen Fall ein Antrag
eines Spitals um eine Finanzhilfe eingeht, besteht eine hohe zeitliche Dringlichkeit. Es droht namlich
der unmittelbare Konkurs eines versorgungsrelevanten Spitals und damit einhergehend das Risiko,
dass der Kanton seinem verfassungsmassigen Gesundheitsversorgungsauftrag nicht mehr nach-
kommen kann. Dieses Risiko soll durch die vorliegende Anderung reduziert werden. Und damit der
Kanton auch in diesem Fall handlungsfahig ist und Unterstitzungsmassnahmen ergreifen kann, soll
der Regierungsrat per Gesetz verpflichtet werden, die zur Wahrung der Versorgungssicherheit uner-
l&sslichen Finanzhilfen zu beschliessen und umzusetzen. Die unumganglichen Finanzhilfen sind des-
halb als gebundene Ausgaben zu qualifizieren, weil kein wesentlicher Handlungsspielraum und keine
Alternative bestehen, den Verfassungsauftrag zur medizinischen Versorgung sicherzustellen.

Wiirde diese Gesetzesbestimmung offener mit einer "Kann-Formulierung" versehen, wirde ein
Handlungsspielraum geschaffen, der Finanzhilfen als neue Ausgaben im Sinn des GAF qualifizieren
wurde. In diesem Fall ware in jedem konkreten Fall weiterhin der Grosse Rat flir die Kredit- oder
Ausgabenbewilligung zustandig und der Beschluss wiirde dem fakultativen Referendum unterstehen.
Zudem ware vorgangig eine Anhorung durchzufiihren, was viel Zeit in Anspruch nahme. Im Fall einer
hohen Dringlichkeit kénnte allerdings der Regierungsrat gestitzt auf § 17 GAF die nétigen Finanzmit-
tel vorzeitig freigeben. Er misste dazu nach Moglichkeit vorgangig die Ermachtigung der KAPF ein-
holen und den Beschluss nachtraglich durch den Grossen Rat bewilligen lassen.

Mit der vorgeschlagenen Losung ist der Regierungsrat fir die Gewahrung von Darlehen, Birgschaf-
ten und Garantien sowie Aktienkapitalerhbhungen abschliessend handlungsfahig. Diese Instrumente
bendtigen keine Budgetmittel, weil sie die Staatsrechnung nicht direkt belasten.

Derzeit bestimmt § 11 Abs. 2 SpiG, dass der Regierungsrat alle dem Kanton zustehenden Aktionars-
rechte bei den Spitalaktiengesellschaften ausibt. Allerdings sieht § 11 Abs. 3 SpiG vor, dass Ande-
rungen der Statuten einer Spitalaktiengesellschaft, die ein qualifiziertes Mehr gemass Art. 704 OR
verlangen, vorgangig einer Instruktion durch den Grossen Rat beddirfen.'® Eine Aktienkapitalerh-
hung féllt unter diesen Anwendungsfall. Im Rahmen der Anderung ist darum eine Ausnahmebestim-
mung zu schaffen, sodass eine Aktienkapitalerhbhung, sofern sie als Finanzhilfe im Rahmen einer
Rettungsmassnahme erfolgt, keiner vorgangigen Instruktion durch den Grossen Rat bedarf.

Auch fir die Gewahrung von nicht riickzahlbaren Beitragen und die Umwandlung von Darlehen ist
der Regierungsrat zustandig, weil der Kanton nach Beschluss der vorliegenden Anderung des SpiG

18 Der § 11 Abs. 3 SpiG wurde anlasslich der 2. Beratung des Spitalgesetzes am 25. Februar 2003 im Grossen Rat beantragt. Unter Bericksich-
tigung der damaligen Diskussion im Rat ist dieser Absatz wie folgt zu verstehen: Steht die Anderung der Statuten eines Kantonsspitals durch die
Generalversammlung der jeweiligen Gesellschaft bevor und handelt es sich um eine Statutenanderung, deren Beschluss das qualifizierte Mehr
gemass Art. 704 OR erfordert (mindestens zwei Drittel der vertretenen Stimmen und die Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte), hat der
Grosse Rat den Regierungsrat zu instruieren, wie dieser an der Generalversammlung der Spitalaktiengesellschaft die Stimmrechte beim Be-
schluss der Statutenédnderung auszuiiben hat. Unter der "Instruktion" ist eine (Handlungs-)Anweisung zu verstehen. Steht beispielsweise eine
solche Statutenanderung einer Spitalaktiengesellschaft bevor, muss der Regierungsrat vorgangig (vor Beschluss durch die Generalversamm-
lung) mit einer erlauternden Botschaft an den Grossen Rat gelangen (vgl. § 50 Gesetz liber die Organisation des Grossen Rats und Uber den
Verkehr zwischen dem Grossen Rat, dem Regierungsrat und der Justizleitung [Geschéftsverkehrsgesetz, GVG] vom 19. Juni 1990).
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durch Gesetz zur Gewahrung dieser Finanzhilfen verpflichtet ist, um ein systemrelevantes Listenspi-
tal mit Standort im Kanton Aargau zu retten. Bei einer entsprechenden Zahlung handelt es sich im
Sinne des GAF um einen leistungsunabhangigen Aufwand. Diesen Beitrag hat der Regierungsrat
auch dann zu zahlen, wenn der Betrag vorgangig nicht budgetiert wurde, und es ware kein Nach-
tragskredit in der Kompetenz des Grossen Rats erforderlich. Auch fir die Umwandlung eines Darle-
hens in Aktienkapital ist eine Ausnahmeregelung zu § 11 Abs. 3 SpiG zu schaffen.

Mit dem Beschluss der vorliegenden Anderung des SpiG verpflichtet der Grosse Rat den Regie-
rungsrat somit, die notwendigen Finanzhilfen zwingend zu gewahren, sofern die daflir gesetzlich
festgelegten Voraussetzungen erfillt sind.

Zur alleinigen finanziellen Zustandigkeit des Regierungsrats wirden folgende Alternativen bestehen:
(1) Alleinige finanzielle Zustandigkeit beim Grossen Rat, (2) grundsatzliche finanzielle Zustandigkeit
beim Grossen Rat mit der Ausnahme der Zusténdigkeit des Regierungsrats in dringenden Fallen und
(3) grundsatzliche finanzielle Zustandigkeit beim Grossen Rat mit teilweiser Delegation der finanziel-
len Zustandigkeit an den Regierungsrat.

Der Regierungsrat erachtet diese Alternativen als weniger zweckmassig als die alleinige finanzielle
Zustandigkeit des Regierungsrats. Dies mitunter aus den folgenden Grinden:

» Bis zur effektiven Gewahrung einer Finanzhilfe vergeht mehr Zeit als bei der alleinigen Zustandig-
keit durch den Regierungsrat, wodurch der Zweck der Finanzhilfe unter Umstanden unterlaufen
wird.

» Aufgrund der rechtlichen Ausgestaltung der Vorlage besteht kein politischer Handlungsspielraum,
ob eine Finanzhilfe gewahrt werden muss oder nicht. Der Regierungsrat ist deshalb das politisch
geeignetste Gremium, um eine rein technische Prifung vorzunehmen und gestitzt auf diese Fi-
nanzhilfen zu gewahren oder nicht.

 Die fur die Beurteilung der Systemrelevanz beizuziehenden Kriterien des Marktanteils und des
Kompensationspotenzials sind technisch aufgrund der bestehenden Datengrundlage zu beurtei-
len. Ein Ermessensspielraum besteht nicht.

» Eine eindeutige Abgrenzung, wann ein dringender Fall besteht und wann nicht, kann nicht ge-
macht werden und es kénnte zu Abgrenzungsschwierigkeiten kommen.

» Eine geteilte Zustandigkeit kdnnte dazu flihren, dass nicht die geeignetsten Finanzhilfen bean-
tragt und gewahrt werden, sondern diejenigen, die am schnellsten gewahrt werden kénnen.

» Eine zweckmassige Kombination mehrerer Finanzhilfen kénnte bei einer geteilten finanziellen Zu-
standigkeit erschwert oder verunmoglicht werden.

* Auch bei der alleinigen finanziellen Zustandigkeit des Regierungsrats kann der Grosse Rat in ge-
eigneter Weise in den Prozess eingebunden werden, indem der Regierungsrat den Grossen Rat
zeitnah Uber die gewahrten Finanzhilfen informiert, dem Grossen Rat die im Einzelfall zur Anwen-
dung gelangten Entscheidungsgrundlagen transparent kommuniziert und eine nachtragliche Be-
richterstattung Gber die Wirkungen, Risiken und Folgekosten der Finanzhilfen erstellt und dem
Grossen Rat zur Kenntnis bringt.

Der Regierungsrat hat jedoch mit Blick auf die teilweise kritischen Rickmeldungen aus der Anhdrung
als zusatzliche Voraussetzung fur die Gewahrung von Finanzhilfen und im Sinne eines zusatzlichen
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Kontrollmechanismus eine (zwingende) vorgéngige Konsultation der FKD'® in die vorliegende Ande-
rung des SpiG aufgenommen (siehe hierzu auch die Erlduterung zum neu vorgesehenen § 15c Abs.
3 SpiG in Kapitel 7). Finanzielle Dotierung des Rettungsschirms

Die vorliegende Gesetzesanderung enthalt keine betragliche Begrenzung der Finanzhilfen insgesamt
oder pro Spital. Mit Blick auf die Zielsetzung der Vorlage, den Verfassungsauftrag einer angemesse-
nen Grundversorgung jederzeit sicherzustellen zu kdnnen, macht eine betragliche Grenze keinen
Sinn. Art und Hohe der Finanzhilfe bestimmen sich im Einzelfall am konkreten Bedarf des einzelnen
betroffenen Spitals.

Weil allfallige Finanzhilfen in der Zukunft zu einer Hoherverschuldung fihren kénnen und die Auf-
nahme fremder Gelder nétig machen kénnten, wird dem Grossen Rat bereits mit dieser Gesetzes-
vorlage im Rahmen der Botschaft zur zweiten Beratung ein Hoherverschuldungsbeschluss unterbrei-
tet. Dadurch soll der Regierungsrat durch den Grossen Rat ermachtigt werden, bis zu einem
bestimmten Betrag fremde Gelder flr Finanzhilfen an systemrelevante Spitaler aufzunehmen. Dieser
separate Beschluss des Grossen Rats untersteht dem fakultativen Referendum nach § 63 Abs. 1

lit. e KV.

Unter der Annahme, dass es sich bei den systemrelevanten Spitalern primar um die Kantonsspitaler
handelt, und mit Blick auf deren derzeitiges Fremdkapital per Ende 2024 von etwas mehr als 1,5 Mil-
liarden Franken, sind kinftige Darlehen im Ausmass eines Drittels dieses Betrags nicht auszu-
schliessen. Wird zudem der zusatzlich nétige Handlungsspielraum fir allfallige Sanierungsbeitrage
berlcksichtigt, erscheint eine Héherverschuldungskompetenz von einer Milliarde Franken, wie schon
in der ausgelaufenen Ubergangsbestimmung zum Spitalgesetz (§ 14e SpiG), als nachvollziehbare
Grosse.

Dieser Betrag steht dem Regierungsrat aber auch nach dem Hoéherverschuldungsbeschluss durch
den Grossen Rat nicht nach Belieben zur Verfligung. Die Mittel dirfen ausschliesslich im Rahmen
einer Finanzhilfe nach der zu schaffenden rechtlichen Grundlage und unter den statuierten strengen
Kriterien zweckgebunden eingesetzt werden. Unter Berlicksichtigung dieses Aspekts fallt die Dotie-
rung des Rettungsschirms bewusst hoch aus. In einem Extremfall (zum Beispiel bei einem Domino-
effekt aufgrund dusserer Umstande), kann der Regierungsrat dank der hohen Dotierung des Ret-
tungsschirms noch angemessen reagieren und einen grossen Beitrag als Finanzhilfe vorsehen. Eine
zweckfremde Verwendung der Mittel kann ausgeschlossen werden.

4. Rechtsgrundlagen

Nach § 41 Abs. 2 KV schafft der Kanton Voraussetzungen fiir eine angemessene medizinische Ver-
sorgung der gesamten Bevolkerung. Mit anderen Worten hat der Kanton die Versorgungssicherheit
zu gewahrleisten, was insbesondere dann nicht mehr méglich ware, wenn systemrelevante Listen-
spitaler mit Standort im Kanton Aargau aufgrund finanzieller Probleme den Betrieb einstellen miss-
ten.

Zurzeit fehlt es an expliziten rechtlichen Grundlagen, um systemrelevanten Spitélern in finanzieller
Notlage rasch und wirksam Finanzhilfen zu gewahren. Auf dem ordentlichen Weg — also nicht tber
ein dringliches Verfahren nach § 17 Abs. 1 GAF — ware zur Gewahrung einer Finanzhilfe ein Ver-
pflichtungskredit oder eine einmalige Ausgabe vom Grossen Rat zu beschliessen. Sofern die Aus-
gabe als neu beurteilt wiirde, kdme zudem die Ausgabenbremse (§ 32 Abs. 4 GAF) und das Ausga-
benreferendum (§ 63 Abs. 1 lit. d KV) zur Anwendung. Zudem ware eine Anhorung durchzufiihren.
Aufgrund der Verfahrensdauer wirde der Zweck des Rettungsschirms, namlich die Rettung eines

19 Die FKK besteht gemass § 12 Abs. 3 des Gesetzes Uber die Finanzkontrolle (GFK) vom 11. Januar 2005 aus dem Finanzkontrollausschuss
der grossratlichen Kommission fiir Aufgabenplanung und Finanzen (KAPF) (derzeit drei Kommissionsmitglieder), der Vorsteherin oder dem Vor-
steher des Departements Finanzen und Ressourcen sowie der Leiterin oder dem Leiter der Finanzkontrolle. Die FKD behandelt gemass

§ 12 Abs. 4 GFK unter Vorsitz des Prasidenten des Finanzkontrollausschusses der KAPF die Prifungsergebnisse der Finanzkontrolle.
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Spitals bei erheblichen finanziellen Problemen, unterlaufen. Es soll darum eine genligend bestimmte
Rechtsgrundlage geschaffen werden, damit der Regierungsrat als gebunden zu qualifizierende Fi-
nanzhilfen gewéahren kann.

5. Verhiltnis zur mittel- und langfristigen Planung

Die Gewahrleistung der dauerhaften Spitalversorgung der Bevolkerung ist sowohl verfassungsrechtli-
cher Auftrag des Kantons (§ 41 KV) als auch erklartes Ziel der Gesundheitspolitischen Gesamtpla-
nung (GGpl) 2030 (vgl. mitunter Strategien 8, 9, 10 und 19). Die vorliegende Vorlage bildet somit
Grundlage fir die Ermdglichung der vorbestehenden Strategien und Ziele gemass mittel- und lang-
fristiger Planung.

Weitere Auswirkungen auf die mittel- und langfristige Planung oder gar Widerspriiche sind nicht er-
sichtlich.

6. Auswertung des Anhérungsverfahrens

Das Departement Gesundheit und Soziales hat im Auftrag des Regierungsrats zu der geplanten An-
derung des SpiG vom 5. Dezember 2025 bis 13. Marz 2026 eine Anhdrung gemass § 66 KV durch-
gefuhrt. Eingeladen wurden samtliche politischen Parteien, Verbande und Fachorganisationen aus
dem Gesundheitswesen, der Bildung, der Wirtschaft und den Gewerkschaften, samtliche Gemeinden
und Regionalplanungsverbande sowie die Offentlichkeit.

6.1 Anhoérungsteilnehmer

Insgesamt gingen 42 Riickmeldungen von Anhoérungsteilnehmern beim Departement Gesundheit
und Soziales ein, darunter acht kantonale Parteien (Die Mitte, Eidgendssisch-Demokratische Union
[EDU], Evangelische Volkspartei [EVP], FDP, Die Liberalen [FDP], Griine, Grunliberale Partei [GLP],
die Sozialdemokratische Partei [SP] sowie die Schweizerische Volkspartei [SVP]), 19 Gemeinden
und Regionalplanungsverbande, sechs Teilnehmer von Seiten der Leistungserbringer, drei Verbande
sowie jeweils eine Riickmeldung aus den Kategorien Wirtschaft, Bildung, Gewerkschaften und Kran-
kenversicherer. Weitere zwei Stellungnahmen sind auf Privatpersonen und weitere Teilnehmer zu-
ruckzufihren.

Abbildung 2: Anhérungsteilnehmer nach Kategorien
Anhorungsteilnehmer nach Kategorien

Politische Parteien
= Gesundheit
Gemeinden / Repla
= Verbande
= Wirtschaft

= Bildung

= Gewerkschaften
Krankenversicherer

Privatpersonen und
19 weitere Teilnehmer
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6.2 Anhorungsergebnisse zu den einzelnen Fragen
Im Folgenden sind die Ergebnisse der Anhérung zu den vier Fragen der Anhérung aufgefihrt.

6.2.1 Frage 1: "Sind Sie grundsatzlich damit einverstanden, dass systemrelevanten Listenspi-
talern mit Standort im Kanton Aargau Finanzhilfen gewéahrt werden, wenn erhebliche finanzi-
elle Probleme bestehen, welche die Weiterfiihrung der Geschiftstatigkeit ernstlich bedro-

hen?"

Eine grosse Mehrheit der Parteien und der Ubrigen Anhérungsteilnehmenden ist grundsatzlich damit
einverstanden, dass systemrelevanten Listenspitalern mit Standort im Kanton Aargau Finanzhilfen
gewahrt werden, wenn erhebliche finanzielle Probleme bestehen, die die Weiterfihrung der Ge-

schaftstatigkeit ernstlich bedrohen.
6.2.1.1 Riickmeldung der Parteien

Die SVP, die FDP, Die Mitte und die EDU haben ihr volles Einverstandnis erklart. Die SP und die
Grinen sind eher einverstanden, die GLP ist eher nicht einverstanden und als einzige Partei lehnt
die EVP die Mdglichkeit zur Gewahrung von Finanzhilfen ab.

Die EVP anerkennt zwar grundsatzlich die Notwendigkeit, Finanzhilfen an systemrelevante Spitaler
zu gewahren, um die Gesundheitsversorgung der Aargauer Bevolkerung sicherzustellen. Allerdings
verneint die EVP die Notwendigkeit einer gesetzlichen Verankerung der Finanzhilfen, weil die Fi-
nanzhilfen den Kantonsspitalern vorbehalten bleiben wirden, die sowieso dem Kanton gehdrten und
dieser als Hauptaktionar sowieso in der finanziellen Verantwortung stehe. Die FDP sieht ebenfalls
keine Notwendigkeit zur gesetzlichen Verankerung der Finanzhilfen im Spitalgesetz, weil der Fall
KSA gezeigt habe, dass die nétigen gesetzlichen Grundlagen bereits bestiinden.

Die Grinen bringen vor, dass systemrelevante Listenspitaler faktisch identisch mit den kantonseige-
nen Spitalern seien. Der Kanton misse darum eingreifen, bevor eine Notmassnahme nétig sei. Die
SP anerkennt die Notwendigkeit, lehnt aber eine pauschale oder vorbeugende Ermachtigung ohne
klare Leitplanken ab. Es sei insbesondere kritisch, dass die Systemrelevanz situativ und erst im Kri-

senfall festgehalten werden solle.

Tabelle 5: Auswertung Parteien (Frage 1)

Frage

SVP (48)

SP (23)

FDP (22

Die Mitte (18)
Griine (10)
GLP (11)
EVP (5)

EDU (3)

Einverstanden mit Finanzhilfen fiir systemrele-
vante Listenspitaler bei Existenzgefahr?

gruin = ja; hellgriin = eher ja; orange = eher nein; rot = nein; grau = keine Angabe

27 von 49



Abbildung 3: Zustimmungsiibersicht Parteien (Frage 1)

Zustimmung zu Finanzhilfen bei Existenzgefahr

3.57 %

7.86 %

= ja
23.57 % eherja

eher nein
= nein

65.00 %

6.2.1.2 Riickmeldung der anderen Kategorien

Von den Ubrigen Anhdrungsteilnehmenden sind 23 oder 67,65 % mit der gesetzlichen Verankerung
einer Méglichkeit zur Rettung von systemrelevanten Listenspitalern mit Standort im Kanton Aargau
einverstanden. Funf Anhérungsteilnehmende sind eher einverstanden, zwei eher nicht einverstanden

und drei dagegen.

Bei den Gegnern wird vor allem die Meinung vertreten, es sei ordnungspolitisch nicht vertretbar,
finanziell nicht mehr lebensfahige systemrelevante Spitaler zulasten der Steuerzahler zu retten. Zu-
dem kdnnte sich das Verhalten der Spitaler verandern, wenn ein Rettungsschirm besteht (Stichwort:

Moralisches Risiko).

Tabelle 6: Auswertung andere Kategorien (Frage 1)

Frage Einverstanden mit Finanzhilfen fiir systemrelevante Listenspitaler
bei Existenzgefahr?

Kategorie - eher ja eher nein -E
Gesundheit (n=6) 4 1 0 1 0
Gemeinden / Repla (n=19) 13 3 2 1 0
Verbande (n=3) 2 1 0 0 0
Wirtschaft (n=1) 1 0 0 0 0
Bildung (n=1) 0 0 0 1 0
Gewerkschaften (n=1) 1 0 0 0 0
Krankenversicherer (n=1) 0 0 0 0 1
Privatpersonen und weitere Teilnehmer 2 0 0 0 0
(n=2)

(n = Anzahl Rickmeldungen pro Kategorie)
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Abbildung 4: Zustimmungsubersicht andere Kategorien (Frage 1)

Zustimmung zu Finanzhilfen bei Existenzgefahr nach Kategorien

Gesundheit
Gemeinden / Repla
Verbande
Wirtschaft

Bildung
Gewerkschaften

Krankenversicherer

Privatpersonen und weitere Teilnehmer

00% 10.0% 20.0% 30.0% 40.0% 50.0% 60.0% 70.0% 80.0% 90.0% 100.0 %

Hja wmeherja “ehernein mnein ' keine Angabe

6.2.2 Frage 2: "Welche Arten von Finanzhilfen erachten Sie als geeignet, um den Zweck der
Vorlage zu erfiillen?"

Bei der Frage nach der Art der Finanzhilfe zeigt sich, dass die Zustimmung zu Darlehen, Birgschaf-
ten und Garantien am hdchsten ist. Bei Aktienkapitalerhéhungen ist die Zustimmung etwas tiefer und
bei nicht rlickzahlbaren Beitragen fallt sie noch tiefer aus, eine deutliche Mehrheit halt aber auch
diese beiden Instrumente fUr geeignet.

6.2.2.1 Riickmeldung der Parteien

Alle Parteien erachten die Gewahrung von Darlehen als geeignetes Instrument. Mit Ausnahme der
EVP und der EDU sprechen sich zudem alle Parteien fir die Gewahrung von Birgschaften und Ga-
rantien aus. Die Mitte lehnt das Instrument einer Aktienkapitalerh6hung bei kantonseigenen Spitalern

als einzige Partei ab.

Die SP, die EVP und die EDU lehnen nicht riickzahlbare Beitrage als Finanzhilfen ab. Die SP befiir-
wortet grundsatzlich riickzahlbare Instrumente. Nicht riickzahlbare Beitrage halt sie darum nur in ab-
soluten Ausnahmesituationen fur vertretbar.

Die SP und die Griinen sehen zusatzlich Raum flr andere Finanzhilfen, ohne jedoch exemplarische
Instrumente zu nennen.

Tabelle 7: Auswertung Parteien (Frage 2)

Frage g ~ -s
Geeignete Finanzhilfen, um Zweck der s & 8 2 = . — -3
i 3 & 8 | 2 o < o) g | 9
Vorlage zu erfiillen? o S % £ o o > Q
o - = =l [a] x
» |6 |E |&d |6 |0 |a |D |5
Birgschaften X X X X X X 132
Garantien X X X X X X 132
Darlehen X be be e e be be X 140
Aktienkapitalerh6hungen bei kantonseige-
- X X X X X X X 122
nen Spitalern
Nicht riickzahlbare Beitrage X X X X X 109
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Frage =
(=

s | - 9

Geeignete Finanzhilfen, um Zweck der = s 8 = < _ — 8—
.. . @ o = [ s L e =

Vorlage zu erfiillen? o 8 g |2 |5 o | a | o e
> o [a) 2 = = > [a] =

(7] (7] T (=) o o 1] w (7]
Andere X X 33

Abbildung 5: Zustimmungsubersicht Optionen / Sitzstarke (Frage 2)

Zustimmung zu einzelnen Finanzhilfen, gemessen an Sitzstarke

Darlehen I 140

Burgschaften [I—— 132
Garantien NN 132

D B U O D o 100

kantonseigenen Spitélern

Nicht riickzahlbare Beitrage NGNS 109
Andere I 33

0 20

40 60

6.2.2.2 Riickmeldung der anderen Kategorien

80 100

120

140

160

Ein ahnliches Bild wie bei den Parteien zeigt sich bei den anderen Kategorien von Anhérungsteilneh-
menden. Unabhangig davon, ob die einzelnen Anhérungsteilnehmenden ein einzelnes Instrument
beflirworten oder ablehnen, wird vermehrt vorgebracht, Finanzhilfen darften nur subsidiar gewahrt
werden. Dies gilt insbesondere flr nicht riickzahlbare Beitrage, die aus Sicht von einigen Anhérungs-
teilnehmenden Gberhaupt nicht und aus Sicht von anderen Anhérungsteilnehmenden nur mit aus-
serster Zurlickhaltung als ultima ratio gewahrt werden durfen.

Tabelle 8: Auswertung andere Kategorien (Frage 2)

Frage Geeignete Finanzhilfen, um Zweck der Vorlage zu erfiillen?
c o o
Q c ® 2
. N 5 c s 2 35
Kategorie / Typ der Finanzhilfe 5 9 2 ° =N o
% 2 E ul T o 3
S © @© X OF c
om o O < Z a <
Gesundheit (n=6) 5 6 6 4 4 1
Gemeinden / Repla (n=19) 8 8 12 10 3 3
Verbéande (n=3) 3 3 3 3 3 0
Wirtschaft (n=1) 1 1 1 1 1 0
Bildung (n=1) k. A k. A k. A k. A k. A k. A
Gewerkschaften (n=1) 1 1 1 1 1 0
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Frage Geeignete Finanzhilfen, um Zweck der Vorlage zu erfiillen?

Krankenversicherer (n=1) k. A. k. A. k. A. k. A. k. A. k. A.
Privatpersonen und weitere Teilnehmer 2 2 1 1 1 0
(n=2)

(n = Anzahl Riickmeldungen pro Kategorie)

Abbildung 6: Ubersicht Option / Zustimmungen pro Kategorie (Frage 2)

Anzahl Zustimmungen nach Kategorie und Finanzhilfe

12
= Gesundheit (n=6)

Gemeinden / Repla (n=19)
mVerbande (n=3)
m Wirtschaft (n=1)

m Bildung (n=1)

6 6
5
4
3 3 3
2 2 = Gewerkschaften (n=1)
|1 1 |1 1 |1 11 I Krank o .
I I I I I I I I I I rankenversicherer (n=1)

Biirgschaften Darlehen Garantien AK-Erhéhung  Nicht riickzahlbare Andere Privatpersonen und weitere
Beitrage Teilnehmer (n=2)

6.2.3 Frage 3: "Sind Sie damit einverstanden, dass der Regierungsrat dafiir zustidndig sein
soll, liber die Gewahrung von Finanzhilfen an systemrelevante Listenspitédler mit Standort im
Kanton Aargau zu entscheiden?"

Die vorgeschlagene Entscheidkompetenz des Regierungsrats wird von einer Mehrheit der Anhé-
rungsteilnehmenden kritisch gesehen. Insbesondere die Parteien — mit Ausnahme der SP — lehnen
die vorgeschlagene Entscheidkompetenz des Regierungsrats ab.

6.2.3.1 Riickmeldung der Parteien

Die SVP, die FDP, die Griinen, die EVP und die EDU lehnen die Entscheidkompetenz des Regie-
rungsrats ab. Die Mitte und die GLP sind ebenfalls kritisch eingestellt ("eher nein"). Eher zustimmend
aussert sich einzig die SP.

Die SP anerkennt, dass der Regierungsrat in Krisensituationen rasch handlungsfahig sein muss.
Eine parlamentarische Kontrolle erachtet sie aber als notwendig. Diese solle (mindestens) eine ver-
bindliche und zeitnahe Information des Grossen Rats, eine Offenlegung der zentralen Entscheid-
grundlagen und eine nachtragliche Berichterstattung Uber Wirkung, Risiken und allfallige Folgekos-
ten der Finanzhilfen beinhalten.

Die EDU bringt vor, tber allféllige Finanzhilfen misse zwingend der Grosse Rat entscheiden. Die
SVP halt eine Kompetenzerteilung an den Grossen Rat als politisch breiter abgestiitzt. Die FDP er-
achtet die Gewahrung von Finanzhilfen nicht als rein technische Vollzugsmassnahme, sondern er-
kennt einigen Ermessensspielraum. Zudem hatten die Entscheide eine erhebliche finanzielle Trag-
weite. Deshalb sei eine Umgehung des Grossen Rats nicht opportun. Die gleiche Argumentation
bringen die Griinen vor. Sie lehnen eine Entscheid-Delegation tiber die Gewahrung von Finanzhilfen
an systemrelevante Listenspitaler mit Standort im Kanton Aargau an den Regierungsrat aus ord-
nungs-, finanz- und sachpolitischen Griinden dezidiert ab.
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Die EVP stellt sich auf den Standpunkt, Finanzhilfen wiirden zum grossten Teil den kantonseigenen

Spitéalern zugutekommen. Der Regierungsrat als Eigentiimer habe daher einen Informationsvor-
sprung und kénnte entsprechende Finanzhilfen friihzeitig Gber den ordentlichen politischen Prozess

oder im Notfall Gber ein dringliches Verfahren aufgleisen.

Tabelle 9: Auswertung Parteien (Frage 3)

Kantonale Parteien

Frage

SVP (48)

SP (23)

FDP (22)

Die Mitte (18)
Griine (10)
GLP (11)
EVP (5)
EDU (3)

Einverstanden, dass Regierungsrat fir die Gewah-
rung von Finanzhilfen entscheidet?

Abbildung 7: Zustimmungsubersicht Parteien (Frage 3)

Zustimmung zu Entscheidkompetenz des Regierungsrats

16.43 %

eher ja
eher nein
0,
20.71 % - nein

62.86 %

6.2.3.2 Riickmeldung der anderen Kategorien

Etwas ausgeglichener als bei den Parteien fallen die Riickmeldungen bei den brigen Anhérungsteil-
nehmenden aus, wobei auch diese eine Entscheidkompetenz des Regierungsrats tendenziell eher

kritisch sehen.
Bei den Befurwortern Uberwiegt das Argument der zeitlichen Dringlichkeit. Weiter wird vorgebracht,
dass durch die Entscheidkompetenz des Regierungsrats regionale Interessenkonflikte verhindert

werden konnten.

Die Gegner der Entscheidkompetenz des Regierungsrats argumentieren vor allem mit der erhebli-
chen Tragweite des Entscheids, der darum durch den Grossen Rat getroffen werden misse.
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Tabelle 10: Auswertung andere Kategorien (Frage 3)

Frage Einverstanden, dass Regierungsrat fur die Gewahrung von Fi-
nanzhilfen entscheidet?
Kategorie - eher ja eher nein E
Gesundheit (n=6) 1 0 4 1 0
Gemeinden / Repla (n=19) 7 6 3 2 1
Verbande (n=3) 1 0 2 0 0
Wirtschaft (n=1) 0 0 0 1 0
Bildung (n=1) 0 0 1 0 0
Gewerkschaften (n=1) 1 0 0 0 0
Krankenversicherer (n=1) 0 0 0 0 1
Privatpersonen und weitere Teilnehmer 2 0 0 0 0
(n=2)

(n = Anzahl Riickmeldungen pro Kategorie)

Abbildung 8: Zustimmungsibersicht andere Kategorien (Frage 3)

Zustimmung zu Entscheidkompetenz des Regierungsrats nach Kategorien

Gesundheit I
Gemeinden / Repla I—
Verbénde I
Wirtschaft I
Bildung
Gewerkschaften I
Krankenversicherer
|

Privatpersonen und weitere Teilnehmer

00% 10.0% 20.0% 30.0% 40.0% 50.0% 60.0% 70.0% 80.0% 90.0% 100.0%

Hja weherja “ehernein mnein = keine Angabe

6.2.4 Frage 4: "Im Rahmen der Anderung des Spitalgesetzes soll der Regierungsrat ermich-
tigt werden, zur Finanzierung allfalliger Finanzhilfen fiir systemrelevante Listenspitiler mit
Standort im Kanton Aargau fremde Gelder bis zum Betrag von 1 Milliarde Franken aufzuneh-
men. Stimmen Sie dieser Hoherverschuldungskompetenz zu?"

Die Ermachtigung des Regierungsrats zur Aufnahme fremder Gelder bis zum Betrag von 1 Milliarde
Franken wird vor allem von den Parteien kritisch beurteilt. Positiver fallt die Riickmeldung bei den Ub-
rigen Anhorungsteilnehmenden aus.

Festzuhalten gilt es, dass Anhérungsteilnehmende, die bereits eine Entscheidkompetenz des Regie-
rungsrats ablehnen, in der Konsequenz tendenziell auch die Ermachtigung des Regierungsrats zur
Aufnahme von fremden Geldern ablehnen.
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6.2.4.1 Riickmeldung der Parteien
Die SVP, die FDP, die EVP und die EDU lehnen die Ermachtigung an den Regierungsrat ab. Die

Mitte, die SP und die GLP stimmen der Ermachtigung eher zu ("eher ja").

Die SVP ist nicht gegen die vorgesehene maximale Hoherverschuldung, sondern gegen die Erméach-
tigung des Regierungsrats Uber die Gewahrung von Finanzhilfen an systemrelevante Listenspitaler
mit Standort im Kanton Aargau. Diese Kompetenz solle beim Grossen Rat liegen. Die FDP halt den
Betrag von 1 Milliarde Franken fur willktrlich und lehnt eine Kompetenzverschiebung zum Regie-
rungsrat entschieden ab. Die EVP ist der Ansicht, dass die Verantwortung fur so eine hohe Verpflich-
tung das Parlament mittragen solle. Die EDU ist bereit, einer Héherverschuldung bis maximal
500 Millionen Franken zuzustimmen. Allerdings misse diese vom Grossen Rat beschlossen werden.

Die Griinen sprechen sich gegen eine Kompetenz des Regierungsrats zur Gewahrung von Finanzhil-
fen und in der Konsequenz auch eine Ermachtigung zur Aufnahme fremder Gelder ab. Den Betrag
von 1 Milliarde Franken erachten sie in Anbetracht der geltenden Kompetenzen als "grotesk".

Die SP stimmt der Ermachtigung zwar eher zu, halt aber eine deutlich tiefere, gestaffelte Hoherver-
schuldungskompetenz flir angemessen. Sie fordert eine betragsmassige Staffelung, eine klare
Zweckbindung der aufgenommenen Mittel und eine periodische Uberpriifung der Héherverschul-

dungskompetenz.

Tabelle 11: Auswertung Parteien (Frage 4)

Kantonale Parteien

Frage

SVP (48)

SP (23)

Einverstanden mit der Aufnahme fremder Gelder
bis zu einer Milliarde Franken zur Finanzierung

von Finanzhilfen?

Abbildung 9: ZustimmungsUbersicht Parteien (Frage 4)

Zustimmung zur Aufnahme fremder Gelder bis 1 Mrd. Franken

62.86 %

FDP (22)
Die Mitte (18)

Griine (10)

GLP (11)

37.14 %

EVP (5)

EDU (3)

eherja

= nein
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6.2.4.2 Riickmeldung der anderen Kategorien

Die Ubrigen Anhérungsteilnehmenden stehen der Ermachtigung des Regierungsrats zur Aufnahme
fremder Gelder (eher) positiv gegeniber.

Tabelle 12: Auswertung andere Kategorien (Frage 4)

Frage Einverstanden, dass Regierungsrat fur die Gewahrung von Fi-
nanzhilfen entscheidet?
Kategorie - eher ja eher nein E
Gesundheit (n=6) 4 0 1 0
Gemeinden / Repla (n=19) 9 5 2 2 1
Verbande (n=3) 2 0 1 0 0
Wirtschaft (n=1) 0 0 0 0
Bildung (n=1) 0 0 1 0 0
Gewerkschaften (n=1) 0 0 0 0
Krankenversicherer (n=1) 0 0 0 0 1
Privatpersonen und weitere Teilnehmer 2 0 0 0 0
(n=2)

(n = Anzahl Riickmeldungen pro Kategorie)

Abbildung 10: Zustimmungstbersicht andere Kategorien (Frage 4)

Zustimmung zur Aufnahme fremder Gelder bis 1 Mrd. Franken nach Kategorie

Gesundheit
Gemeinden / Repla
Verbande
Wirtschaft

Gewerkschaften
Krankenversicherer

Privatpersonen und weitere Teilnehmer

Bildung

00% 10.0% 20.0% 30.0% 40.0%
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mja weherja ©ehernein mnein = keine Angabe

6.3 Stellungnahme des Regierungsrats

6.3.1 Zu den Anhorungsergebnissen zur Frage 1

80.0 %

I ——
I ——
90.0 % 100.0 %

Der Regierungsrat sieht sich aufgrund der Anhérungsresultate in seiner Bestrebung, eine rechtliche
Grundlage zur Rettung systemrelevanter Listenspitaler zu schaffen, bestatigt. Zu den kritisch ausfal-
lenden Riickmeldungen bezieht er wie folgt Stellung:

 Die Vorlage wird aus rechtlichen Griinden bewusst tragerschaftsneutral ausgestaltet (vgl. Kapi-
tel 3.2.3). Es ist darum unzutreffend, wenn von einzelnen Anhérungsteilnehmenden vorgebracht
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wird, dass sowieso nur die kantonseigenen Spitaler gerettet wiirden, fiir deren Rettung schon hin-
reichende Mittel bestlinden. Letzteres ist ebenfalls unzutreffend. Aufgrund der Rettung des KSA
im Jahr 2023 vor dem Konkurs (vgl. die Ausfiihrungen in Kapitel 1.1 dazu) kénnte der Eindruck
entstehen, dass die zur Rettung eines systemrelevanten Listenspitals notwendigen Instrumente
bereits heute bestehen und die vorliegende Anderung darum nicht notwendig sei. Dem ist aber
nicht so, und die erfolgreiche Rettung des KSA ist als Spezialfall zu betrachten. Das KSA als kan-
tonseigenes Spital kam in seinem Gesuch vom 18. November 2022 an den Regierungsrat zum
Schluss, dass gemass den geltenden Rechnungslegungsvorschriften Swiss GAAP FER die Ver-
buchung eines Impairments in der Hohe von 240 Millionen Franken im Jahr 2022 vorzunehmen
waére, was zu einer offensichtlichen Uberschuldung des KSA gefiihrt hatte. Nach Art. 725b Abs. 3
OR hatte der Verwaltungsrat das Gericht unverziglich informieren missen. Dieses hatte nach
Art. 171 ff. des Bundesgesetzes tber Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) vom 11. April 1889
den Konkurs erdffnen miissen. Nur mit der Aussicht, dass die Uberschuldung spéatestens inner-
halb von 90 Tagen hatte behoben werden kdnnen, hatte der Gang zum Gericht unterbleiben dir-
fen (Art. 725 b Abs. 4 OR). Das KSA konnte die Uberschuldung jedoch ohne Finanzhilfe des Kan-
tons nicht Gberwinden. Trotz des dusserst raschen Handelns des Regierungsrats war die
Auszahlung der Finanzhilfe durch den Kanton mit den damals und heute geltenden rechtlichen
Grundlagen frihestens im Jahr 2023 mdglich. Im selben Gesuch zeigte das KSA deshalb das
mogliche Vorgehen seitens des Kantons auf, das die Revisionsstelle davon Uberzeugen wirde,
die Verbuchung des Impairments erst im Folgejahr 2023 zu akzeptieren.

In der Folge konnte der Konkurs des KSA verhindert werden, weil die Revisionsstelle der Ver-
schiebung der Verbuchung des Impairments in das Jahr 2023 zustimmte. Unter anderen Voraus-
setzungen ware die Rettung darum allenfalls nicht innerhalb der dusserst beschrankten Zeit mog-
lich gewesen. Die Frist von 90 Tagen zur Behebung der Uberschuldung gemass Art. 725 b Abs. 4
OR ist nicht erstreckbar. Zudem war die Rettung des KSA aus rechtlicher Sicht unter anderem
darum moglich, weil es sich um ein kantonseigenes Spital handelte. Die erfolgreiche Rettung des
KSA ist deshalb kein Beispiel daflir, dass mit den bestehenden Instrumenten eine kiinftige Ret-
tung eines systemrelevanten Listenspitals wiederholt und rechtzeitig moglich ware. Zudem ist die
Systemrelevanz dynamisch zu beurteilen, sodass aus heutiger Sicht tGberhaupt noch nicht beur-
teilt werden kann, ob in Zukunft ein kantonseigenes oder ein anderes Spital gerettet werden
musste.

Obwohl der Kanton zurzeit Haupt- und sogar Alleinaktionar der drei kantonseigenen Spitaler ist,
verfugt er nach dem geltenden Recht und insbesondere aufgrund der Informationsasymmetrie
zwischen dem Kanton und der jeweiligen Spitalgesellschaft nicht Uber die notwendigen Informa-
tions- und Einsichtsmoglichkeiten, um drohende finanzielle Probleme bei den kantonseigenen
Spitalern zwingend voraussehen zu kénnen. Entsprechend kann auch eine dringende Rettung
eines kantonseigenen Spitals nicht per se ausgeschlossen werden.

Weiter kann aus der Stellung des Kantons als Alleinaktionar der kantonseigenen Spitaler keine
(zwingende) rechtliche Verpflichtung hergeleitet werden, die kantonseigenen Spitaler bei finanzi-
ellen Problemen zu retten oder diese sogar retten zu missen.

Der Regierungsrat kann nachvollziehen, dass eine Beurteilung der Systemrelevanz zum jetzigen
Zeitpunkt gewiinscht wird, halt diese aber — in Ubereinstimmung mit zum Beispiel PwC — nicht fur
zweckmassig. Die Gegebenheiten auf dem kantonalen und schweizweiten Spitalmarkt kdnnen
sich — wie die Entwicklungen der letzten Jahre zeigen — rasch andern. Entsprechend muss es
dem Regierungsrat bei der Prifung, ob Finanzhilfen zu gewahren sind, méglich bleiben, die Sys-
temrelevanz eines Spitals im Zeitpunkt der Antragstellung zu priifen. Zumal die neu einzufihren-
den Bestimmungen grundsatzlich von unbestimmter Dauer sind, ist eine Rettung gestitzt auf die
heute zu schaffenden rechtlichen Grundlagen also auch in zehn oder 30 Jahren mdéglich

(vgl. dazu Kapitel 3.2.2).
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+ Mit der Ausgestaltung der rechtlichen Grundlagen soll bewusst verhindert werden, dass nicht
Uberlebensfahige Spitaler gerettet werden. So muss ein Spital dem Gesuch um Gewahrung von
Finanzhilfen zwingend ein Konzept zur nachhaltigen und dauerhaften Uberwindung der finanziel-
len Probleme, das einen Finanzplan beinhaltet, beilegen. Nur wenn gestiitzt auf die einzureichen-
den Unterlagen und die Ubrigen Beurteilungskriterien ein wirtschaftlicher Fortbestand des Spitals
fur mindestens zehn Jahre gesichert scheint, dirfen Gberhaupt Finanzhilfen gewahrt werden.

6.3.2 Zu den Anhérungsergebnissen zur Frage 2

Der Regierungsrat sieht sich aufgrund der Anhérung darin bestatigt, dass eine Vielzahl von Arten
von Finanzhilfen notwendig ist, um in einem konkreten Rettungsfall zweckmassig reagieren zu kdn-
nen. Betreffend die generell zurlickhaltend ausfallenden Rickmeldungen zu den nicht riickzahlbaren
Beitragen kann der Regierungsrat die Befiirchtungen wie folgt entkraften:

Finanzhilfen sollen per se schon nur dann gewahrt werden, wenn die marktiblichen Finanzierungs-
mdglichkeiten ausbleiben (vgl. Kapitel 3.2.4). Innerhalb der zur Verfligung stehenden Finanzhilfen
sollen die nicht rickzahlbaren Beitrdge nochmals zuriickhaltender gewahrt werden als die Ubrigen
Finanzhilfen. Nur wenn eine Rettung auf anderem Weg ausgeschlossen erscheint, soll eine solche
(teilweise) Uber die Gewahrung eines nicht rlickzahlbaren Beitrags moglich sein.

6.3.3 Zu den Anhoérungsergebnissen zur Frage 3

Der Regierungsrat nimmt zur Kenntnis, dass die Anhdrungsteilnehmenden eine Kompetenzerteilung
an den Regierungsrat zur Rettung systemrelevanter Spitaler eher kritisch beurteilen. Der Regie-
rungsrat schlagt als Ergebnis der Anhérung im Sinne eines zusatzlichen Kontrollmechanismus vor,
eine Konsultation der FKD vor der Gewahrung von Finanzhilfen an systemrelevante Listenspitaler im
SpiG zu verankern (siehe Kapitel 3.2.3 sowie die Erlauterung zum neu vorgesehenen § 15¢c Abs. 3
SpiG in Kapitel 7). Aus den folgenden Griinden halt der Regierungsrat die vorgesehene Erteilung der
Kompetenz aber nach wie vor als die zweckmassigste aller mdglichen Varianten und halt deswegen
an dieser fest:

» Gerade die hohe Zustimmung zur Schaffung einer Rechtsgrundlage zur Rettung von systemrele-
vanten Spitalern zeigt, dass die Notwendigkeit der Rettung von Spitalern im Notfall anerkannt
wird. Eine solche Rettung wird voraussichtlich in einer Mehrheit der Falle mit einer hohen zeitli-
chen Dringlichkeit verbunden sein. Ein schnelles Handeln verbunden mit einer sehr raschen Ge-
wahrung einer Finanzhilfe ist darum unabdingbar, um tber einen nicht nur auf dem Papier, son-
dern auch in der Praxis funktionierenden Rettungsschirm zu verfliigen.

* Ein (teilweiser) zwingender Einbezug des Grossen Rats oder dessen Kommissionen fiihrt
zwangslaufig zu Verzdgerungen, die in einem Extremfall die Rettung verunméglichen.

* Auch eine Einschrankung der Kompetenz des Regierungsrats bis zu einem gewissen Betrag Fi-
nanzhilfen gewahren zu dirfen, kann einem Extremfall, wie er im Rahmen des Rettungsschirms
mehrheitlich zu erwarten ist, nicht hinreichend Rechnung tragen. Dem Regierungsrat muss es
umgehend méglich sein, dem betroffenen Spital die notwendigen Mittel in der geeigneten Art von
Finanzhilfen zur Verfligung zu stellen, um den verfassungsmassigen Gesundheitsversorgungs-
auftrag so sicherstellen zu kénnen.

» Bei der Beurteilung der Systemrelevanz handelt es sich um einen rein datenbasierten Prozess.
Es besteht kein Ermessensspielraum. Es ist darum zweckmassig, wenn die Beurteilung durch
den Regierungsrat vorgenommen wird. Um den allenfalls noch bestehenden Ermessensspielraum
zu minimieren, hat der Regierungsrat aufgrund der Anhdrung das Kriterium Versorgungsnetzwerk
zur Beurteilung der Systemrelevanz eines Spitals gestrichen (vgl. Kapitel 3.2.2).

* Auch bei der Frage, welche Arten von Finanzhilfen und welcher Betrag in einem konkreten Fall
gewahlt werden sollen, handelt es sich um einen technischen Prozess, der keinen oder hdchstens
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einen geringen Ermessensspielraum bietet. Auch aus diesem Grund erachtet der Regierungsrat
die vorgesehene Kompetenzordnung als zweckmassig.

Der Regierungsrat erachtet die Kompetenzerteilung zur Rettung systemrelevanter Spitaler aus
rechtsstaatlichen Gesichtspunkten als unproblematisch. Der Grosse Rat erteilt dem Regierungs-
rat die Kompetenzen zwar im Voraus, aber in einem von ihm dusserst eng abgesteckten rechtli-
chen Rahmen.

Weiter schliesst die vorgesehene Kompetenzverteilung zur Rettung systemrelevanter Spitaler ei-
nen Uber den rechtlich notwendigen Einbezug hinausgehenden Einbezug des Grossen Rats nicht
aus. Vielmehr soll dieser angemessen in den Prozess eingebunden werden, indem der Regie-
rungsrat den Grossen Rat zeitnah Uber die gewahrten Finanzhilfen informiert, dem Grossen Rat
die im Einzelfall zur Anwendung gelangten Entscheidungsgrundlagen transparent kommuniziert
und eine nachtragliche Berichterstattung tUber die Wirkungen, Risiken und Folgekosten der Fi-
nanzhilfen erstellt und dem Grossen Rat zur Kenntnis bringt.

Schliesslich weist der Regierungsrat darauf hin, dass die Verhandlungen mit dem betroffenen Spi-
tal und allfalligen Dritten wie beispielsweise Banken einer gewissen Vertraulichkeit bedurfen.
Diese kann bei einer 6ffentlichen Verhandlung des Geschafts im Grossen Rat nicht sichergestellt
werden.

6.3.4 Zu den Anhoérungsergebnissen zur Frage 4

Der Regierungsrat nimmt zur Kenntnis, dass die Dotierung des Rettungsschirms mit 1 Milliarde Fran-
ken teilweise kritisch betrachtet wird. Dennoch halt der Regierungsrat an der vorgesehenen Dotie-
rung mit folgender Argumentation fest:

Die Kritik an der Dotierung basiert mehrheitlich auf der Kompetenzerteilung an den Regierungsrat
zur Rettung systemrelevanter Spitaler. Zu dieser hat sich der Regierungsrat bereits obenstehend
geaussert (vgl. Kapitel 6.3.3).

Die Mittel missen vom Regierungsrat zwingend zweckgebunden fir die Rettung von systemrele-
vanten Spitalern eingesetzt werden. Ein Einsatz der Mittel respektive eine Aufnahme der Fremd-
mittel zu einem anderen Zweck ist darum ausgeschlossen.

Rechtsstaatlich ist das Vorgehen aus Sicht des Regierungsrats unproblematisch. Der Grosse Rat,
als rechtlich vorgesehenes Beschlussorgan, beschliesst in eigener Kompetenz tGber die (mégli-
che) Hoéherverschuldung, die einem fakultativen Referendum unterliegt. Er Giberlasst es aber dem
Regierungsrat, im Einzelfall fremde Mittel aufzunehmen und diese im (vom Grossen Rat) dusserst
eng abgesteckten Rahmen in Form von Finanzhilfen einzusetzen.

Wenn die Hoherverschuldungskompetenz an den Regierungsrat nicht gewahrt wird, ist der Regie-
rungsrat auch mit dem neuen Gesetz nicht (rechtzeitig) handlungsfahig. Auch wenn er per Gesetz
die Kompetenz fiir die Finanzhilfe erhalten wiirde, misste er einen Beschluss des Grossen Rats
zur Hoherverschuldung, der dem fakultativen Referendum untersteht, einholen. Folglich ist die
Gewahrung der Héherverschuldungskompetenz inhaltlich verknipft mit der Kompetenzdelegation
an den Regierungsrat. Ansonsten ist das Gesetz wirkungslos und es wiirde besser der Status
Quo bewahrt.
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7. Erlauterungen zu einzelnen Paragrafen

Die rechtlichen Grundlagen zu den Finanzhilfen an systemrelevante Listenspitaler mit Standort im
Kanton Aargau (Rettungsschirm) sollen in einem neuen Kapitel "4.1°®, Finanzhilfen zur Rettung von
Spitalern" des SpiG aufgenommen werden.

§ 15a Grundsatz

1 Der Regierungsrat gewahrt systemrelevanten Listenspitalern mit Standort im Kanton Aargau bei erheblichen
finanziellen Problemen, welche die Weiterfiihrung der Geschaftstatigkeit ernstlich bedrohen, auf Antrag sub-
sidiar Finanzhilfen.

2 Der Entscheid Uber die Gewahrung von Finanzhilfen ergeht in Form einer Verfligung.

Absatz 1
Es werden die Grundlagen des Rettungsschirms festgehalten:

» Finanzhilfen darfen nur an systemrelevante Spitaler gewahrt werden. Die Kriterien zur Systemre-
levanz werden in § 15b ndher umschrieben.

» Finanzhilfen darfen nur an Listenspitaler mit Standort im Kanton Aargau gewahrt werden. Damit
wird klargestellt, dass Finanzhilfen nur an Spitaler gewahrt werden durfen, die Uber einen kanto-
nalen Leistungsauftrag verfligen und somit auf der Aargauischen Spitalliste Akutsomatik, Spital-
liste Psychiatrie und/oder Spitalliste Rehabilitation aufgefihrt sind. Zur Wahrung der Wirtschafts-
freiheit und unter Beachtung des Rechtsgrundsatzes der Rechtsgleichheit dirfen Finanzhilfen
sowohl an die kantonseigenen als auch die Gbrigen Spitaler gewahrt werden. Ausgeschlossen
werden Finanzhilfen an ausserkantonale Listenspitaler (Standort ausserhalb des Kantons Aar-
gau), die ebenfalls Giber einen kantonalen Leistungsauftrag verfligen kénnen.

» Es wird festgehalten, dass Finanzhilfen nur bei erheblichen finanziellen Problemen, welche die
Weiterfiihrung der Geschéftstéatigkeit ernstlich bedrohen, gewahrt werden dirfen. Damit wird si-
chergestellt, dass der Kanton zukinftig nicht bloss als Gewahrer von Fremdkapital zu glnstigeren
Konditionen als auf dem Kapitalmarkt auftritt, sondern dass Finanzhilfen nur dann gewahrt wer-
den, wenn die Geschaftstatigkeit ansonsten unmittelbar gefahrdet ware.

» Die Terminologie "erhebliche finanzielle Probleme, welche die Weiterfiihrung der Geschaftstatig-
keit ernstlich bedrohen" deckt alle méglichen Ursachen der finanziellen Probleme der Spitaler ab
(Liquiditats-, Eigenkapital-, Fremdkapital- und Rentabilitdtsprobleme).

» Die Subsidiaritat der Finanzhilfen wird in § 15¢ naher bestimmt. Sie stellt ebenfalls sicher, dass
der Kanton nicht bloss als Fremdkapitalgeber zu besseren Konditionen als Dritte auftritt.

» Finanzhilfen werden erst auf Antrag eines Spitals gewahrt. Der Antrag ist an den Regierungsrat
zu richten und hat die fir eine Beurteilung notwendigen Angaben zu enthalten.

Abgestitzt auf die verfassungsrechtliche Grundlage versteht sich von selbst, dass die Finanzhilfen
ausschliesslich dann gewahrt werden, wenn sie der Sicherstellung des verfassungsmassigen Ge-
sundheitsversorgungsauftrags (§ 41 KV) dienen.

Absatz 2

Weil es sich beim Entscheid, ob, in welcher Form und in welchem Umfang Finanzhilfen gewahrt wer-
den, um einen Hoheitsakt handelt, hat der Entscheid des Regierungsrats in Form einer Verfligung zu
ergehen. Dies gilt auch fiir den Fall eines abweisenden Entscheids. Die Verfigung kann mit Be-
schwerde nach den Bestimmungen von §§ 41 ff. Gesetz Uber die Verwaltungsrechtspflege (Verwal-
tungsrechtspflegegesetz, VRPG) vom 4. Dezember 2007 angefochten werden. Fur die konkrete Um-
setzung der gewahrten Finanzhilfen sind sodann die privatrechtlichen Formen zu beachten (zum
Beispiel Erfordernisse betreffend offentliche Beurkundung von Statutenanderungen).
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§ 15b Systemrelevanz

1 Die Systemrelevanz eines Listenspitals beurteilt der Regierungsrat aufgrund folgender Kriterien:
a. Marktanteil und
b. Kompensationspotenzial.

Absatz 1

Spitaler mUssen aufgrund der bundesgesetzlichen Grundlagen zur Spitalplanung bereits Uber eine
Versorgungsrelevanz fir die Kantonsbevdlkerung verfligen, um Gberhaupt einen kantonalen Leis-
tungsauftrag erhalten zu kdnnen. Im Sinn einer Klarstellung wird an dieser Stelle aber festgehalten,
dass die Versorgungsrelevanz, die zur Aufnahme eines Spitals auf der Spitalliste berechtigt, weniger
weit geht als die im Rahmen des Rettungsschirms geforderte Systemrelevanz.

Die Mdglichkeit respektive die Pflicht zur Gewahrung von Finanzhilfen stitzt sich priméar auf den ver-
fassungsmassigen Gesundheitsversorgungsauftrag von § 41 KV ab. Die Gewahrung von Finanzhil-
fen soll darum auf systemrelevante Spitaler beschrankt werden, deren stationares Leistungsangebot
fur die Gesundheitsversorgung langfristig als unerlasslich beurteilt wird.

Die Systemrelevanz ist nicht als statische Klassifizierung zu verstehen, sondern ist dynamisch lau-
fend neu zu beurteilen. Die Systemrelevanz ist zum Zeitpunkt des Antrags um Finanzhilfen anhand
folgender Kriterien zu beurteilen:

» Das Spital muss Uber einen erheblichen Marktanteil bei der Versorgung der Bevdlkerung des
Kantons Aargau verfligen. Der Marktanteil muss in dem Masse erheblich sein, als ein Wegfall des
Spitals dazu flhren wiirde, dass der Kanton seinen verfassungsmassigen Gesundheitsversor-
gungsauftrag nicht mehr erflillen konnte. Bei der Beurteilung des Marktanteils sind auch die
Marktanteile in den einzelnen Leistungsgruppen zu bertcksichtigen. Der Marktanteil beurteilt sich
aber Uber das gesamte Spital — und nicht nur anhand einzelner Abteilungen respektive Leistungs-
auftrage.

» Bei der Beurteilung des Kompensationspotenzials ist zu ermitteln, wie gravierend die Folgen
des Wegfalls des Spitals fiir die Versorgung der Aargauer Bevdlkerung waren. Kénnten die er-
brachten Leistungen von den umliegenden (inner- und ausserkantonalen) Listenspitalern abge-
deckt werden, spricht dies eher fir ein hohes Kompensationspotenzial und damit gegen die Sys-
temrelevanz des betroffenen Spitals. Wére eine Ubernahme der Aargauer Patientinnen und
Patienten dagegen nicht moéglich, wiirde dies eine angemessene medizinische Versorgung ge-
fahrden, beispielsweise aufgrund unzumutbarer Wegzeiten, und somit ist eher von einem niedri-
gen Kompensationspotenzial und damit einer hohen Systemrelevanz auszugehen.

Die Kriterien Marktanteil und Kompensationspotenzial sind als gleichwertig zu betrachten und mus-
sen von einem Spital kumulativ erfillt werden, um als systemrelevant zu gelten und Finanzhilfen zu
erhalten.

§ 15¢c Voraussetzungen zur Gewahrung von Finanzhilfen

1 Der Regierungsrat gewahrt Finanzhilfe, wenn die Weiterfihrung der Geschaftstatigkeit des antragstellenden
Listenspitals trotz der von ihm, seinen Glaubigerinnen und Glaubigern und seinen Eigentiimern getroffenen
Massnahmen ernstlich bedroht ist und wenn der wirtschaftliche Fortbestand des Spitals unter Berlicksichti-
gung der gewahrten Finanzhilfe fir mindestens zehn Jahre gesichert erscheint.

2 Dem Gesuch um Gewahrung von Finanzhilfen ist ein Konzept zur nachhaltigen und dauerhaften Uberwin-
dung der finanziellen Probleme beizulegen. Dieses muss einen Finanzplan beinhalten.

3 Der Regierungsrat muss vor dem Beschluss Uber die Gewahrung von Finanzhilfen die Finanzkontrolldelega-
tion konsultieren.
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Absatz 1

Es wird die Subsidiaritat der Finanzhilfen konkretisiert. Die Spitdler miissen intern und extern alle An-
strengungen unternommen haben, um die finanziellen Probleme zu beseitigen und die Weiterfiihrung
der Geschaftstatigkeit zu sichern. Erst wenn dies — nachweislich — der Fall ist, diirffen einem Spital
Finanzhilfen gewahrt werden. Damit wird dem Grundsatz der Spitalfinanzierung Rechnung getragen
und im Sinn der Verhaltnismassigkeit erst dann eingegriffen, wenn ansonsten der — in diesem Fall
héher zu gewichtende — verfassungsmassige Gesundheitsversorgungsauftrag gemass § 41 KV nicht
mehr erfillt werden kdnnte.

Als Glaubigerinnen und Glaubiger gelten primar die Fremdkapitalgeber. Bei den Eigentimern han-
delt es sich um die wirtschaftlichen Berechtigten am Spital (beispielsweise Aktionare oder Stiftun-
gen). Auch "indirekte" Eigentimer fallen darunter. Diese kdnnen vor allem in Konzernverhaltnissen
auftreten, wo beispielsweise die Aktien einer Spitalaktiengesellschaft von der Muttergesellschaft ge-
halten werden und die Aktien der Muttergesellschaft von den Aktionaren. Die Aktionare waren in die-
sem Fall die "indirekten" Eigentimer.

Speziell ist die Situation bei den kantonseigenen Spitalaktiengesellschaften, deren Alleineigentiimer
(zurzeit) der Kanton ist. Bei diesen ist der Grundsatz der Subsidiaritat bereits dann erflllt, wenn die
Weiterfiihrung der Geschaftstatigkeit der Spitalaktiengesellschaften trotz der von ihnen und ihren
Glaubigerinnen und Glaubigern getroffenen Massnahmen ernstlich bedroht ist.

Mitunter aus dem Konzept gemass § 15¢ Abs. 2 muss fur den Regierungsrat der wirtschaftliche Fort-
bestand des Spitals aufgrund der Gewahrung der Finanzhilfen fir mindestens zehn Jahre gesichert
erscheinen. Im Sinn einer Interessenabwagung rechtfertigt sich eine Gewahrung einer Finanzhilfe im
Rahmen der Aufgabenerflillung von § 41 KV erst dann, wenn die Versorgungssicherheit zumindest
fur die nachsten zehn Jahre (voraussichtlich) gewahrleistet ist. Hierzu ist ein langfristiger Finanzplan
zu erstellen. Es wird davon ausgegangen, dass eine Finanzplanung ber zehn Jahre mit einer gewis-
sen Sicherheit erstellt werden kann. Langerfristige Planungen scheinen, gerade aufgrund der
schwierigen und noch unklaren Marktbedingungen im Spitalwesen mit Vorsicht zu geniessen zu sein
und eignen sich nur bedingt, um die Gewahrung von Finanzhilfen davon abhangig zu machen.

Absatz 2

Die Spitaler missen dem Regierungsrat — vorzugsweise zusammen mit dem Antrag gemass § 15a
Absatz 1 — ein Konzept zur nachhaltigen und dauerhaften Uberwindung der finanziellen Probleme
vorlegen. Dazu gehort auch die unter Absatz 1 erwahnte Finanzplanung. So kann sichergestellt wer-
den, dass strukturelle Probleme von den strategischen Organen des Spitals erkannt wurden und die
Finanzhilfen nachhaltig sind und nicht bloss eine (kunstliche) voriibergehende Weiterfihrung der Ge-
schaftstatigkeit ermdglichen.

Absatz 3

Als Ergebnis des Anhérungsverfahrens schlagt der Regierungsrat neu vor, dass eine Konsultation
der FKD zwingend vor jedem Beschluss Uber die Gewahrung von Finanzhilfen an systemrelevante
Listenspitaler erfolgen muss. Es handelt sich dabei in diesem Sinne um eine weitere Voraussetzung
zur Gewahrung von Finanzhilfen, die in einem zusatzlichen Absatz unter §15c erganzt werden soll.
Die Konsultation der FKD ist als zuséatzlicher Kontrollmechanismus zu verstehen. Die Zusammenset-
zung der FKD ist in § 12 Abs. 3 GFK festgelegt. Sie besteht aus dem Finanzkontrollausschuss der
KAPF (derzeit drei Kommissionsmitglieder), der Vorsteherin oder dem Vorsteher des Departements
Finanzen und Ressourcen sowie der Leiterin oder dem Leiter der Finanzkontrolle. Durch die vorgan-
gige Konsultation der FKD entsteht eine hohere demokratische Legitimation, weil darin auch Mitglie-
der des Grossen Rats vertreten sind. Gleichzeitig ist das Gefass schlanker und schneller als eine
15-kdpfige Kommission, die allenfalls nicht sehr zeitnah einberufen werden kann.
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§ 15d Arten von Finanzhilfen

1 Finanzhilfen kdnnen gewahrt werden als
a. Burgschaften;
b. Garantien;
c. Aktienkapitalerhéhungen bei den kantonalen Spitalaktiengesellschaften;
d. verzinsliche Darlehen und
e. nicht rickzahlbare Beitrage.

2 Die im Einzelfall zu gewahrenden Finanzhilfen bestimmen sich nach dem Bedarf des antragstellenden Lis-
tenspitals. Finanzhilfen kdnnen kombiniert werden.

3 Die Gewahrung von Finanzhilfen kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden werden, die dem Zweck
der Finanzhilfe dienen.

Absatz 1

Als Finanzhilfen kommen die Blrgschaft nach Art. 492 ff. OR, Garantien, Aktienkapitalerhéhungen
nach den Vorschriften des OR, verzinsliche Darlehen und nicht riickzahlbare Beitrage infrage. Bei
den Darlehen handelt es sich um Darlehen im Verwaltungsvermdgen. Die einzelnen Arten von Fi-
nanzhilfen werden in gesonderten Paragrafen ndher umschrieben, sofern sich die Instrumente nicht
bereits vollstandig aus dem Gesetz ergeben.

Absatz 2

Es besteht ein Pluralismus von Finanzhilfen. Auf eine grundséatzliche Reihenfolge der zu gewahren-
den Finanzhilfen wird bewusst verzichtet, um eine fir den Einzelfall angemessene Lésung zu ermoég-
lichen. Aus diesem Grund ist auch eine Kombination von mehreren Finanzhilfen moglich.

Absatz 3

Weil der Kanton mit der Gewahrung von Finanzhilfen im Rahmen des Rettungsschirms ein erhebli-
ches finanzielles Risiko eingeht, soll die Gewahrung von Finanzhilfen mit Auflagen und Bedingungen
an die Spitaler verknlpft werden kénnen.

Bei Auflagen handelt es sich um individuelle Punkte, die — Gber die allgemeinen Voraussetzungen
gemass § 15j hinausgehend — bereits zum Zeitpunkt der Gewahrung der Finanzhilfe erflillt sein mis-
sen. Bei Bedingungen handelt es sich um Punkte, die wahrend laufenden Finanzhilfen erflllt werden
mussen. In beiden Fallen ist zum Beispiel an strukturelle oder organisatorische Anpassungen wie
eine Redimensionierung auf systemrelevante Leistungsauftrage, die Vorlage eines Sanierungsplans,
die Mitbestimmung bei der Besetzung des obersten Leitungsorgans, eine regelmassige Berichter-
stattung an den Kanton oder den Beizug von beratenden Dritten zu denken.

Die Auflagen und Bedingungen missen so ausgestaltet werden, dass sie dem Zweck der Finanz-
hilfe, namlich der Rettung des antragstellenden Spitals und somit der Sicherstellung der Versorgung
dienen.

§ 15e Biirgschaften

1 Die Gewahrung einer Burgschaft kann von Gegenleistungen abhangig gemacht werden.
2 Die Einzelheiten werden in der Verfligung gemass § 15a Abs. 2 festgelegt.
3 Der Regierungsrat schliesst mit dem Glaubiger einen Blirgschaftsvertrag ab.

Fir die allgemeinen Ausfuhrungen zu den Burgschaften wird auf Kapitel 3.1.2 hiervor verwiesen.
Absatz 1

Der Kanton geht bei der Gewahrung von Birgschaften ein finanzielles Risiko ein. Es rechtfertigt sich
deshalb, dass er dafiir Gegenleistungen einfordern darf. Dies wird ausdricklich festgehalten. Zu den-
ken ist beispielsweise an die Einforderung von Sicherheiten oder die Ubernahme der Kosten, die
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dem Kanton im Zusammenhang mit der Errichtung der Blrgschaft entstehen. Zu beriicksichtigen ist
aber, dass die eingeforderten Gegenleistungen das eigentliche Ziel der Finanzhilfen nicht gefahrden.

Absatz 2

Die Einzelheiten zur Burgschaft werden vom Regierungsrat — nach Absprache mit dem gesuchstel-
lenden Spital und allenfalls dem Glaubiger — in der zu erlassenden Verfigung gemass § 15a Abs. 2
bestimmt. Vorgesehen werden kénnen weitere Auflagen, Bedingungen und/oder Gegenleistungen.

Absatz 3

Der Regierungsrat hat mit dem Hauptschuldner des Glaubigers zudem einen Blrgschaftsvertrag ab-
zuschliessen. Die wesentlichen Vertragsinhalte eines Blrgschaftsvertrags ergeben sich aus

Art. 492 ff. OR. Dariber hinaus kénnen weitere Auflagen, Bedingungen und/oder Gegenleistungen
vertraglich vereinbart werden.

§ 15f Garantien

1 Die Gewahrung einer Garantie kann von Gegenleistungen abhangig gemacht werden.
2 Die Einzelheiten werden in der Verfligung gemass § 15a Abs. 2 festgelegt.

Fir die allgemeinen Ausflihrungen zu den Garantien wird auf Kapitel 3.1.2 hiervor verwiesen.
Absatz 1

Der Kanton geht bei der Gewahrung von Garantien ein finanzielles Risiko ein. Es rechtfertigt sich
deshalb, dass er daflir Gegenleistungen einfordern darf. Dies wird ausdrticklich festgehalten. Zu den-
ken ist beispielsweise an die Einforderung von Sicherheiten oder die Ubernahme der Kosten, die
dem Kanton im Zusammenhang mit der Gewahrung der Garantie entstehen. Zu berticksichtigen ist
aber, dass die eingeforderten Gegenleistungen das eigentliche Ziel der Finanzhilfen nicht gefahrden.

Absatz 2

Die Einzelheiten zur Garantie sind — nach vorgangiger Absprache mit dem antragstellenden Spital
und allenfalls dem Garantieempfanger — im Rahmen der gemass § 15a Abs. 2 zu erlassenden Verfi-
gung zu bestimmen.

§ 159 Aktienkapitalerh6hung bei den Spitalaktiengesellschaften

1 Die Aktienkapitalerh6hung richtet sich nach den Bestimmungen des Obligationenrechts (OR) und bedarf kei-
ner vorgangigen Instruktion durch den Grossen Rat geméass § 11 Abs. 3.

2 Die Einzelheiten werden in der Verfligung gemass § 15a Abs. 2 festgelegt.

Fir die allgemeinen Ausfiihrungen zu der Aktienkapitalerhohung wird auf Kapitel 3.1.4 hiervor ver-
wiesen.

Absatz 1

Der Ablauf einer ordentlichen oder genehmigten Kapitalerhéhung ist im OR abschliessend geregelt.
Weiterfihrender Ausfihrungen bedarf es darum nicht.

Derzeit bestimmt § 11 Abs. 2 SpiG, dass der Regierungsrat alle dem Kanton zustehenden Aktionars-
rechte bei den Spitalaktiengesellschaften ausibt. Allerdings sieht § 11 Abs. 3 SpiG vor, dass Ande-
rungen der Statuten einer Spitalaktiengesellschaft, die ein qualifiziertes Mehr gemass Art. 704 OR
verlangen, vorgangig einer Instruktion durch den Grossen Rat bediirfen. Eine Aktienkapitalerh6hung
fallt unter diesen Anwendungsfall. Aufgrund der Dringlichkeit wird im Fall einer Aktienkapitalerhéhung
im Rahmen einer Rettungsmassnahme auf eine vorgangige Instruktion durch den Grossen Rat ver-
zichtet.
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Absatz 2

Die Einzelheiten zu der Aktienkapitalerhéhung sind in der vom Regierungsrat — nach vorgangiger Ab-
sprache mit dem antragstellenden Spital — im Rahmen der gemass § 15a Abs. 2 zu erlassenden Ver-
figung zu bestimmen.

§ 15h Darlehen

1 Der Darlehensbetrag fur ein Spital soll in der Regel maximal ein Drittel des gesamten langfristigen Fremdka-
pitals des Spitals betragen.

2 Das Darlehen ist zu sichern, zu verzinsen und innert angemessener Frist zu amortisieren.

3 Kann das Darlehen nicht gesichert werden, kann der Regierungsrat eine angemessene Risikopramie von
maximal 3 Prozent erheben.

4 Der Zinssatz entspricht den Refinanzierungskosten des Kantons zuzlglich eines Zuschlags von 0,5 % fur
die Verwaltung und das Risiko.

5 Das Darlehen kann mit der Auflage ausgestaltet werden, dass die Darlehenssumme bei Eintritt bestimmter
Voraussetzungen ganz oder teilweise in Eigenkapital umgewandelt werden kann.

6 Darlehen an kantonseigene Spitaler kénnen als Wandeldarlehen ausgestaltet werden, sodass eine Um-
wandlung in Aktienkapital méglich ist. In diesem Fall bedarf eine Aktienkapitalerh6hung keiner vorgangigen
Instruktion durch den Grossen Rat gemass § 11 Abs. 3.

7 Die Einzelheiten werden in der Verfligung gemass § 15a Abs. 2 festgelegt.

Als eine mogliche Finanzhilfe sollen Darlehen im Verwaltungsvermdgen gewahrt werden kénnen.
Dazu wird auf die Ausfihrungen von Kapitel 3.1.3 verwiesen.

Absatz 1

Durch die Regelung, wonach einem Spital in der Regel maximal ein Darlehensbetrag in der Héhe
von einem Drittel des gesamten langfristigen Fremdkapitals gewahrt werden soll, erfolgt eine Interes-
senabwagung. Zum einen muss der Kanton seinem verfassungsmassigen Auftrag nachkommen und
die Gesundheitsversorgung fir die Kantonsbevolkerung gewahrleisten, zum anderen muss der Kan-
ton mit seinen finanziellen Mitteln haushalterisch umgehen und darf keine zu grossen Risiken einge-
hen. Ein solches Risiko besteht aus Sicht des Regierungsrats aber dann, wenn ein Spital nicht mehr
in der Lage ist, zwei Drittel seines langfristigen Fremdkapitals auf dem Kapitalmarkt erhaltlich zu ma-
chen. Von dieser Regelung soll in begriindeten Fallen abgewichen werden kénnen.

Absatz 2

Darlehen sind grundsatzlich zu sichern sowie in jedem Fall angemessen zu verzinsen und zu amorti-
sieren.

Absatz 3

Falls ein Darlehen nicht angemessen gesichert werden kann (zum Beispiel durch Grundpfand, Abtre-
tungserklarung von Beitragsleistungen, Burgschaften), soll das erhdhte Risiko durch eine Pramie in
Form eines Zuschlags von maximal 3 % auf den Zinssatz gemass Absatz 2 abgegolten werden.

Absatz 4

Die Bestimmung Uber die Hohe des Zinssatzes wird von § 14e SpiG Gibernommen. Der Zinssatz ent-
spricht den Refinanzierungskosten des Kantons zuzliglich eines Zuschlags von 0,5 % fir die Verwal-
tungskosten und das Risiko. Den Refinanzierungskosten liegen die eigenen Finanzierungskosten zu-
grunde. Darauf wird eine Marge von 0,5 % geschlagen. Diese deckt die Verwaltungskosten, das
Zinsanderungsrisiko und das Bonitatsrisiko der Spitaler ab. Durch den so festgelegten Zinssatz wird
zum einen den Aufwendungen und dem finanziellen Risiko des Kantons angemessen Rechnung ge-
tragen; zum anderen wird der Zinssatz so tief gehalten, dass das eigentliche Ziel der Massnahme,
namlich die Sicherstellung der Spitalversorgung, dadurch nicht gefahrdet wird.
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Absatz 5

Darlehen im Verwaltungsvermoégen kénnen mit der Auflage ausgestaltet werden, dass das Darlehen
unter bestimmten Bedingungen (zum Beispiel bei Unterschreitung einer Eigenkapitaluntergrenze,
Sanierung) ganz oder teilweise in Eigenkapital umgewandelt werden kann. Damit kénnte wie bei Ubli-
chen Darlehen Liquiditat bereitgestellt werden und gleichzeitig aber auch die Moéglichkeit zur Star-
kung der Bilanz geschaffen werden.

Absatz 6

Die Méglichkeit zur Umwandlung eines Darlehens in Aktienkapital (sogenannte Wandeldarlehen)
kdnnte vor allem bei den Kantonsspitalern, die zu 100 % im Eigentum des Kantons sind, unter be-
stimmten Bedingungen zweckmassig sein. Eine Beteiligung des Kantons an anderen Listenspitalern
ware hingegen kritisch zu prifen und wird aus heutiger Sicht abgelehnt.

Auch die Umwandlung eines Darlehens in Aktienkapital, was einer Aktienkapitalerh6hung gleich-
kommt, bedarf grundséatzlich einer Instruktion durch den Grossen Rat. Sofern eine Aktienkapitalerhd-
hung durch eine Umwandlung eines Darlehens in Aktienkapital im Rahmen einer Rettungsmass-
nahme erfolgt, soll auf eine vorgangige Instruktion aufgrund der Dringlichkeit verzichtet werden

(vgl. Kommentierung zu § 15g Absatz 1).

Absatz 7

Die in der Verfigung gemass § 15a Abs. 2 zu bestimmenden Einzelheiten ergeben sich aus den we-
sentlichen Vertragsinhalten eines Darlehensvertrags gemass Art. 312 ff. OR. In der Verfligung sind,
sofern der Darlehensbetrag nicht vollstandig ausbezahlt wird, die maximal beziehbare Darlehens-
summe, die Verzinsung, die Sicherstellung des Darlehens (zum Beispiel durch Grundpfandverpfan-
dungen) und die Amortisationsmodalitaten zu regeln. Darlber hinaus kénnen zusatzliche Auflagen,
Bedingungen und/oder Uber die Zins-, Amortisations-, und Riickzahlungspflichten hinausgehende
Gegenleistungen definiert werden.

§ 15i Nicht riickzahlbare Beitrage

1 Nicht riickzahlbare Beitrage durfen nur gewahrt werden, wenn die Weiterfiihrung der Geschaftstatigkeit, bei
einer Gewahrung der Finanzhilfen gemass § 15d Abs. 1 lit. a - d, unwahrscheinlich erscheinen wirde.

2 Die genaue Verwendung der nicht rickzahlbaren Beitrage wird in der Verfiigung gemass § 15a Abs. 2 fest-
gelegt.

Absatz 1

Mit den Finanzhilfen in Form von Birgschaften, Garantien, Aktienkapitalerhéhungen und Darlehen
bestehen bereits Méglichkeiten, auf die individuelle Situation eines zu rettenden Spitals angemessen
zu reagieren. Sollten diese Mittel im Einzelfall nicht — oder nicht fir sich allein — ausreichen, um ein
Spital zu retten, soll der Regierungsrat als ultima ratio auch nicht riickzahlbare Beitrage gewahren
durfen. Voraussetzung dafir ist, dass die Rettung Uber die anderen Finanzhilfen unwahrscheinlich
erscheint.

Grund fir diese strenge Regelung ist zum einen, dass bereits andere Finanzhilfe-Instrumente zur
Verfligung stehen, um Spitaler zu retten und zum andern, dass die nicht riickzahlbaren Beitrage als
Transferbeitrage die Erfolgs- und Finanzierungsrechnung des Kantons, im Vergleich zu den anderen
Beitragsarten, direkt belasten.

Dennoch erachtet der Regierungsrat die Moglichkeit zur Gewahrung von nicht riickzahlbaren Beitra-
gen als unumgangliches Instrument, um Spitaler bei besonderer Notlage retten zu kénnen.
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Absatz 2

Weil die Gewahrung von nicht riickzahlbaren Beitragen die Erfolgs- und Finanzierungsrechnung des
Kantons direkt belastet, soll dem Regierungsrat bei dieser Beitragsart explizit die Moglichkeit gege-

ben werden, iber die genaue Verwendung der Beitrdge zu bestimmen. Infrage kommt zum Beispiel
die Begleichung von Forderungen oder die Tatigung von bestimmten Investitionen.

§ 15j Auskunftspflichten
1 Das Finanzhilfen beantragende Spital ist verpflichtet, dem Regierungsrat samtliche fir die Beurteilung des

Antrags und den Vollzug der Bestimmungen zu den Finanzhilfen erforderlichen Auskiinfte zu erteilen und ihm
die notwendigen Unterlagen und Informationen zur Verfligung zu stellen.

Die Finanzhilfen sind subsidiar ausgestaltet. Das heisst, ein Spital muss zuerst alle anderen Mdglich-
keiten ausgeschdpft haben, bevor der Kanton eine Finanzhilfe gewahrt. Weiter muss der Kanton vor
der Gewahrung von Finanzhilfen und im Hinblick auf die Vertragsgestaltungen Gber relevante Vor-
gange innerhalb des Spitals Kenntnis haben, Unterlagen prifen kdnnen oder weitere Informationen
einfordern. Aus diesen Griinden trifft ein Spital, das eine Finanzhilfe beantragt, eine umfassende
Auskunftspflicht.

Die Auskunftspflicht gilt auch bei laufenden Finanzhilfen. Nur so kann der Kanton eine adaquate Risi-
kobewertung vornehmen und im Bedarfsfall geeignete Massnahmen ergreifen, um die bereits ge-
wahrten Finanzhilfen zu sichern. Weiter kann der Kanton auf diese Weise laufend prifen, ob die ge-
wahrten Finanzhilfen der vertraglichen Vereinbarung entsprechend verwendet werden und ob
vereinbarte Auflagen und Bedingungen eingehalten werden.

§ 15k Kiindigungsméglichkeiten und Riickforderung

1 In der Verfligung gemass § 15a Abs. 2 sind Bestimmungen zu Kiindigungsmdglichkeiten des Kantons vor-

zusehen fir den Fall, dass die Finanzhilfen zweckentfremdet werden oder das Spital keinen Leistungsauftrag
mehr erhalt.

2 Der Entscheid ber die Kiindigung und die damit verbundene Ruckforderung der Finanzhilfen erfolgt durch
den Regierungsrat und ergeht in Form einer Verfligung.

Absatz 1

Kindigungsmaéglichkeiten fiir den Kanton sollen — unabhangig von der Art der gewahrten Finanzhilfe
—in zwei Fallen in der Verfligung gemass § 15a Abs. 2 festgehalten werden, um das Vermogen des
Kantons zu schitzen:

* Zum einen ist dem Kanton eine Kiindigungsmdglichkeit auszubedingen fur den Fall, dass festge-
stellt wird, dass die im Rahmen der Finanzhilfen gewahrten Mittel (bei Darlehen) respektive die
aufgrund der gewahrten Finanzhilfen erhaltenen Drittmittel (bei Blrgschaften) zweckentfremdet
werden. Eine Zweckentfremdung liegt dann vor, wenn die Mittel nicht der dauerhaften Fortfiihrung
der Geschaftstatigkeit entsprechend eingesetzt werden, sondern beispielsweise Léhne ungeblih-
rend erhéht werden oder Konzerninteressen verfolgt werden. Unter die Konzerninteressen kénn-
ten mitunter (Uberhohte) Lizenz- oder Verwaltungsgebuihren fallen.

» Zum anderen ist eine Kiindigungsmaglichkeit vorzusehen fir den Fall, dass das betroffene Spital
keinen Leistungsauftrag vom Kanton mehr zugesprochen erhait.

Nebst den Kiindigungsmaglichkeiten sind in diesen Fallen auch die Modalitaten fiir die (Ruck-)Ab-
wicklung zu regeln. Ob fir die beiden Anwendungsfalle gemeinsame oder getrennte Bestimmungen
zur Kiindigungsmaoglichkeit in der Verfligung aufgenommen werden mussen, ist im Einzelfall bei der
Vertragsgestaltung zu prifen.
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Absatz 2

Der Entscheid des Regierungsrats tber die Kiindigung und die Riickforderung der Finanzhilfen
ergeht in Form einer Verfiigung und kann mit Beschwerde nach den Bestimmungen von §§ 41 ff.
VRPG angefochten werden.

8. Auswirkungen

8.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton

Die im Rahmen der Vorlage vorgesehenen Aufgaben kdnnen vom bestehenden Personal — vorwie-
gend des Departements Gesundheit und Soziales und des Departements Finanzen und Ressourcen
— Ubernommen werden. Die Vorlage fuhrt somit zu keinen personellen Auswirkungen.

Die finanziellen Auswirkungen hangen davon ab, ob, welche und in welchem Umfang Finanzhilfen
gewahrt werden missen. Die Auswirkungen werden nachfolgend fir die einzelnen mdglichen Fi-
nanzhilfen aufgezeigt.

Biirgschaften und Garantien

Bei Burgschaften und Garantien wirden die Erfolgs-, Investitions- und Finanzierungsrechnung des
Kantons zum Zeitpunkt der Gewahrung nicht tangiert. Die Burgschaft und/oder Garantie wirde in der
Jahresrechnung im Anhang als Eventualverpflichtung angezeigt. Sollte ein Spital seinen vertragli-
chen Verpflichtungen gegentber dem Dritten (zum Beispiel einer Bank) allerdings nicht nachkom-
men koénnen und misste der Kanton als Blirge respektive Garant anstelle des Spitals leisten, wiirde
dies die Erfolgs- und Finanzierungsrechnung des Kantons durch die Bildung einer Rickstellung oder
die Bezahlung der Verpflichtung belasten.

Finanzrechtlich sind Birgschaften und Garantien als Eventualverpflichtungen, die im Anhang der
Jahresrechnung des Kantons auszuweisen sind, zu taxieren.

Aktienkapitalerh6hung

Eine Aktienkapitalerhdhung ist fir den Kanton als Eigentiimer der Kantonsspitaler eine Transaktion
Uber die Bilanz auf der Aktivseite (Minderung flissige Mittel [oder Forderungen], Erhéhung Beteili-
gung) und tangiert die Investitions- und Finanzierungsrechnung des Kantons nicht.

Die Beteiligungen missen per Bilanzstichtag beziglich Werthaltigkeit Gberprtft werden. Fallt das
Eigenkapital des Spitals infolge negativer Ergebnisse unter das Aktienkapital, ist eine Wertberichti-
gung zu prufen. Eine Wertberichtigung beeinflusst die Erfolgs- und Finanzierungsrechnung des Kan-
tons.

Darlehen

Die Gewahrung eines Darlehens wird beim Kanton direkt Gber die Bilanz abgewickelt und belastet
die Investitionsrechnung respektive die Finanzierungsrechnung nicht. Als Ausgabe erhéht ein Darle-
hen die Nettoverschuldung des Kantons. Das Darlehen wird in der Bilanz aktiviert und amortisiert.

Es ist jahrlich per Bilanzstichtag hinsichtlich der Werthaltigkeit zu Gberprifen. Sollte die Werthaltigkeit
nicht mehr gegeben sein, missten entsprechende Wertberichtigungen gemacht werden, die die Er-
folgs- und Finanzierungsrechnung des Kantons negativ beeinflussen wiirden.

Nicht riickzahlbare Beitrage

Die Gewahrung von nicht riickzahlbaren Beitragen belastet die Erfolgs- und Finanzierungsrechnung
des Kantons im Umfang der gewahrten Beitrage. Weil diese Art von Beitragen nur restriktiv gewahrt
werden soll, geht der Regierungsrat zurzeit allerdings nicht davon aus, dass effektiv Finanzhilfen in

Form von solchen Beitrdgen geleistet werden mussen.
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8.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft

Die Auswirkungen der vorgesehenen Anderung auf die betroffenen systemrelevanten Listenspitéler
mit Standort im Kanton Aargau sind erheblich. Wie sich am Beispiel des KSA gezeigt hat, wiirde den
betroffenen Spitalern bei erheblichen finanziellen Problemen der Konkurs drohen, wenn der Kanton
nicht durch die Gewahrung von Finanzhilfen (frihzeitig) eingreifen wirde.

Die — insbesondere systemrelevanten — Spitaler tragen zudem einen nicht unerheblichen Teil zur
Wertschépfung im Kanton Aargau bei und sorgen fiir zahlreiche Arbeitsplatze. Durch die Rettung ei-
nes systemrelevanten Listenspitals mit Standort im Kanton Aargau kann auch diesem Umstand
Rechnung getragen werden.

Schliesslich diirfte sich die Anderung auch positiv auf (zukiinftige) Glaubiger oder allenfalls Investo-
ren der (potenziell) systemrelevanten Listenspitaler auswirken. Im Wissen darum, dass der Kanton
Uber Instrumente verflgt, um systemrelevante Spitéler zu retten, dirften die Glaubiger den betroffe-
nen Spitalern bessere Konditionen anbieten, als dies sonst der Fall ware.

8.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft

Die Spitalversorgung der Einwohnerinnen und Einwohner des Kantons Aargau wird durch die Ge-
wahrung von Finanzhilfen an systemrelevante Listenspitaler mit Standort im Kanton Aargau dauer-
haft sichergestellt. Ware dies nicht der Fall, missten entsprechende Behandlungen fernab vom eige-
nen Wohnort vorgenommen werden, was fur die betroffenen Personen mit entsprechenden
Unannehmlichkeiten verbunden ware. Im schlimmsten Fall kénnte eine Behandlung nicht durchge-
fuhrt werden; dann namlich, wenn kein anderes Spital Gber entsprechende Kapazitaten verflgt.

8.4 Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima

Es sind keine direkten Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima ersichtlich.

8.5 Auswirkungen auf die Gemeinden

Eine intakte Spitalversorgung im Kanton Aargau erhéht respektive erhalt die Standortattraktivitat der
Aargauer Gemeinden. Weitere Auswirkungen auf die Gemeinden sind nicht ersichtlich.

8.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen

Ein Teil der kantonalen Listenspitaler erfillt auch flr andere Kantone Leistungsauftrage. Insofern
profitieren auch andere Kantone — respektive deren Einwohnerinnen und Einwohner — von der Ge-
wahrung von Finanzhilfen an die systemrelevanten Listenspitaler mit Standort im Kanton Aargau,
weil auch ihre Spitalversorgung dadurch sichergestellt wird.

9. Wirkungspriifung

Vorab ist unklar, ob tberhaupt Antrage auf Finanzierungshilfen eingehen werden; ob die vorliegende
Anderung also jemals eine direkte Wirkung entfalten wird.

Sollte dies aber der Fall sein, ist die Wirkungsprifung nach der Gewahrung von Finanzhilfen vorzu-
nehmen. Insbesondere hat das zustandige Departement Gesundheit und Soziales die Zweckmassig-
keit der vom Regierungsrat gewahrten Finanzhilfen zu beurteilen. Daraus resultierende Erkenntnisse
sind festzuhalten und bei der zukinftigen Gewahrung von Finanzhilfen zu beriicksichtigen. Es ist
aber festzuhalten, dass sich die Falle voraussichtlich unterscheiden werden, sodass allgemeine
Erkenntnisse fir Folgeantrage nur bedingt von Nutzen sein diirften.
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10. Weiteres Vorgehen

Beratung im Grossen Rat (Botschaft 1. Beratung) September 2026

Beratung im Grossen Rat (Botschaft 2. Beratung) April 2027

Referendumsfrist Juli bis September 2027

Inkrafttreten (voraussichtlich, vorbehaltlich Volksabstimmung) 1. November 2027
Antrag

Der vorliegende Entwurf einer Anderung des Spitalgesetzes (SpiG) wird in der 1. Beratung zum Be-
schluss erhoben.

Regierungsrat Aargau

Beilagen
» Synopse Spitalgesetz (SpiG) (Beilage 1)
* Rechtliche Grundlagen anderer Kantone (Beilage 2)

49 von 49



	1. Ausgangslage
	1.1 Einleitung
	1.2 Finanzielle Situation im Schweizer Spitalwesen
	1.3 Finanzielle Situation der kantonseigenen Spitäler
	1.4 Finanzielle Situation der anderen Spitäler mit Standort im Kanton Aargau
	1.5 Formen finanzieller Probleme bei Spitälern
	1.6 Beschränkte Einflussmöglichkeiten des Kantons zur Verhinderung finanzieller Probleme
	1.6.1 Tarife
	1.6.2 Controlling
	1.6.3 Beteiligungsmanagement
	1.6.4 Gemeinwirtschaftliche Leistungen (GWL)

	1.7 Budget-, Kredit- und Ausgabenkompetenz

	2. Handlungsbedarf
	2.1 Rechtsgrundlage zur Rettung systemrelevanter Spitäler
	2.2 Vorgehen bei hoher Dringlichkeit bis zum Inkrafttreten der Änderung

	3. Umsetzung
	3.1 Beabsichtigte Finanzhilfen des Kantons an die Spitäler
	3.1.1  Übersicht über die beabsichtigten Massnahmen
	3.1.2 Bürgschaften oder Garantien
	3.1.3 Darlehen im Verwaltungsvermögen
	3.1.4 Aktienkapitalerhöhung
	3.1.5 Nicht rückzahlbarer Beitrag
	3.1.6 Umsetzung in anderen Kantonen

	3.2 Umsetzungsvorschlag
	3.2.1 Grundlagen zur Gewährung von Finanzhilfen
	3.2.2 Grundsatz der Systemrelevanz
	3.2.3 Grundsatz der Trägerschaftsneutralität
	3.2.4 Grundsatz der Subsidiarität
	3.2.5 Voraussetzungen zur Gewährung von Finanzhilfen
	3.2.6 Zuständigkeit des Regierungsrats


	4. Rechtsgrundlagen
	5. Verhältnis zur mittel- und langfristigen Planung
	6. Auswertung des Anhörungsverfahrens
	6.1 Anhörungsteilnehmer
	6.2 Anhörungsergebnisse zu den einzelnen Fragen
	6.2.1 Frage 1: "Sind Sie grundsätzlich damit einverstanden, dass systemrelevanten Listenspitälern mit Standort im Kanton Aargau Finanzhilfen gewährt werden, wenn erhebliche finanzielle Probleme bestehen, welche die Weiterführung der Geschäftstätigkeit...
	6.2.1.1 Rückmeldung der Parteien
	6.2.1.2 Rückmeldung der anderen Kategorien

	6.2.2 Frage 2: "Welche Arten von Finanzhilfen erachten Sie als geeignet, um den Zweck der Vorlage zu erfüllen?"
	6.2.2.1 Rückmeldung der Parteien
	6.2.2.2 Rückmeldung der anderen Kategorien

	6.2.3 Frage 3: "Sind Sie damit einverstanden, dass der Regierungsrat dafür zuständig sein soll, über die Gewährung von Finanzhilfen an systemrelevante Listenspitäler mit Standort im Kanton Aargau zu entscheiden?"
	6.2.3.1 Rückmeldung der Parteien
	6.2.3.2 Rückmeldung der anderen Kategorien

	6.2.4 Frage 4: "Im Rahmen der Änderung des Spitalgesetzes soll der Regierungsrat ermächtigt werden, zur Finanzierung allfälliger Finanzhilfen für systemrelevante Listenspitäler mit Standort im Kanton Aargau fremde Gelder bis zum Betrag von 1 Milliarde...
	6.2.4.1 Rückmeldung der Parteien
	6.2.4.2 Rückmeldung der anderen Kategorien


	6.3 Stellungnahme des Regierungsrats
	6.3.1 Zu den Anhörungsergebnissen zur Frage 1
	6.3.2 Zu den Anhörungsergebnissen zur Frage 2
	6.3.3 Zu den Anhörungsergebnissen zur Frage 3
	6.3.4 Zu den Anhörungsergebnissen zur Frage 4


	7. Erläuterungen zu einzelnen Paragrafen
	8. Auswirkungen
	8.1 Personelle und finanzielle Auswirkungen auf den Kanton
	8.2 Auswirkungen auf die Wirtschaft
	8.3 Auswirkungen auf die Gesellschaft
	8.4 Auswirkungen auf die Umwelt und das Klima
	8.5 Auswirkungen auf die Gemeinden
	8.6 Auswirkungen auf die Beziehungen zum Bund und zu anderen Kantonen

	9. Wirkungsprüfung
	10. Weiteres Vorgehen
	Antrag

